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Parlamentsplenum und Bürgerkonferenz: 
Was leisten sie auf dem Weg zur politischen Entscheidung? 

Cltludia !.andwehr und Klltharina Holzingel' 

Eine zentrale Annahme deliberativer Demokratietheo rien lautet, dass politische Präferenzen 
durch kommunikative lnreraktion gebildet und transformiert werden. I Sie verändern sich 

zum Besseren, so die Annahme, wenn ein Diskurs hinreichend machtfrei und inklusiv ist. 

Von den [>rii Ferenze n, die aus einem Diskurs Ill:rvorgehen, wird erwartet, dass sie besser in­

t(lfIniert sind und , im SinneJo/;n Harsttnyis2, "ethisch" statt "subjektiv" sind . Darüber hin­
aus wird untersrellt , dass Priiferenzen auf einen Konsens hin konvergi eren, dessen Inhalt 

mit höherer Wahrscheinlichkei t gerecht und rational ist als das Ergebnis einer Präte renzag­

gregation oh ne Deliberation. 

Allerdings si nd mehrere Elemente dieser theoretischen Grundannahmcn um.ureichend 
theoretisiert, und auch an empirischen Belege n mangel t es weitgehend. Eines deI" Probleme 

der deliberativen . j h eorie ist das rehlen einer ' I heo rie der Präfe renztransformation, die er­

klären könnte, wie und warum ge nau Kommunikation aufPriiFerenzen wirkt .. l Ein weireres, 

in mancherlei Hinsi cht hiermit zusammenhängendes Problem ist die Tatsache, dass Delibe­
ration zwa r als Modus der Interakt ion einvern ehmlich gepriesen wird, es aber relativ wenig 

Konsens darüber gibt, wie sie institutionalisiert werden könntc.4 Ein zentrales Problem ihrer 

empirischen Ert(HSchung liegt im Fehlen einer Übereinkunft darüber, wi e die Theorie zu 

operationalisieren und welche H ypothesen zu bestätigen wiiren , um Belege für ihre Grund­

annahmen zu gewinnen. Es erschei nt daher notwendig, explizite Hypothesen über di e Wir­

kungen institutioneller Parameter auF Interaktionsmodi sowie über die Wirkungen dieser 
Interaktionsmodi auf Präferenzbildung und -transform ation zu Formulieren, Während es 

Einer der ers ten, der den Begriff "deliberativc Demokratie" verwendet hat. war joseph M. ßrs.(etlr, 
Deliberative Democracy: "Ihe Majority Principlc in Republican Government, in: Hobert A. 
(,'oldwill / Wli/liam A. SChlltflblll (Hrsg.L How D emocrat ic is the Const ituti on?, Washington 
19HO. Unterschiedliche Modelle delibera tiver Demokra tie haben etwa Amy Glltmttrm / Dmnis 
Thomp''OYI, [)emocracy and Disagreemcnr, Cam bridge 1996; j ames Bohmal'l, l'ubli c Del ibera tion . 
I'luralism, Co mplcxity, and Delllocracy, Cambridge 1996; fohn Dl'yzek, Deliberative D emocracy 
ami Beyond, O xford 2000 ; Rllbat 1:. (,'oodin , Reflcct ive Democracy, O xford 2003, vorgeschla­
gen. Sehr gure Sammelb,inde liegen von jllmrs Bohmt/fl / Wil/illm Rehg (Hrsg.), Deliberative De­
mocracy, Cambridge 19CJ7; fon ELster (H rsg.) Delibera tive Democracy, Cambridge 1998; Stephen 
Macedll (Hrsg.), Dcliberative l'olitics. Essays on ,D emocracy and Disagree ment' , O xfordl999; 
jmnes S. Fishkin / I'I'tI'r Lastelt (H rsg.), Debating Deliberative D emocracy, Maiden 2003 vor. 

2 jolm C HtlHtlnyi, Ca rdinal Wel fa r<: , Individuali stic Ethics, ami Interperso nal C:o mparisons of 
Utility, in : Journal of Political Economy, 6.1. Jg. (1955), H. 4. S. 309 - 32 1. 

3 Ein Pi onie r im Bereich der empirischen Forschung über I'r,iferenztransformari on war jtlmes S. 
Fishkill, Thc Voicc of the People: 1'1Iblic Opinion ami Democracy, New Haven 19CJ I . Eine jiinge­
re Arbeit zum Thellla stammt von Ktlspn Iv!. H(/rJSl'II, Dcl iberat ive Democracy and Opinion For­
mation, Odense 2004. 

4 Z ur Verwendung panizipative r Verfahren zur J nsti tlltionali sicr llng deliberativer Demokrati e gibt 
es ein H andbuch vonjohll GmtiL / Peter L,t/Jine (Hrsg.), 'Jhe Delibcrarivc Democrac)' H andbook, 
San hancisco 2005. Z ur Verwendung deliberat iver Demokratie im Institutioncndcsign für ge­
spaltenc Gesel lschaften siehe ftll/ O'Flyrm, Deliberati ve Demoeracy in Divided Societies, Edin-
burgh 2006. . 

http://www.zparl.nomos.de/?id=945
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:bsz:352-141487


890 

dem übergreifenden Forschungsprogramm der deliberativcn Theorie um das Verhälmis zwi­
schen politischen Insticutionen, Kommunikation und Akteursmotivation geht, kiinnen hier 

nur einzelne Aspekte davon herausgegriffen werden. Dabei wird ein "disaggregien:nder" 
Ansatz der empirischen Deliberationsforschung im Sinne Dermis 7hompsons) verfolgt bezie­

hungsweise ein "middle-range theory building", wie Diana C Mutz es fordert.(' 

Im theoretischen ·leil werden zwei Bedingungen identifiziert, unter denen kommuni­

kative Interaktion Wirkung auf Akteurspräferenzen haben kann : Diskursiviült und Koor­

dinativirät. Durch die Anordnung dieser zwei Eigenschaften in einer Matrix werden vier 
ideal typische Interaktionsmodi gewonnen , Für die Hypothesen über die jeweilige Wahr­

scheinlichkeit von Präferenzrransformation formuliert werden. Geht man der Frage nach, 
ob und wie diese Interaktionsmodi institutionalisiert werden können, so erscheinen zwei 
instirutionelle Kontexte als maximal forderlich, respektive maximal hinderlich für Präfe­
renztransformation: Ersterer findet sicb im Modell der Bürger- beziehungsweise Konsensus­

konferenz verwirklicht, letzterer in dn typischen Plenardebatte in parlamentarischen Regie­

rungssystemen , wo der überwiegende Teil der legislativen Arbeit von Ausschüssen und 
Fraktionen übernommen wird. 

Im empirischen Teil wird eine vergleichende Analyse einer parlamenrarischcn Debatte 
und einer Bürgerkonferenz präsentiert, die sich mit demselben Konflikt befasst haben: der 

Entscheidung über den Import embryonaler Stammzellen nach Deutschland. Dieser spezi­
fische Konflikt ist deshalb inreressanr, weil die politischen Parteien ebenso wie soziale 

Gruppen in der Frage tief gespalten waren und die Entscheidung deshalb nicht entlang ei­
ner einfachen Links-Rechts-Dimension erfolgte. Entsprechend wurde die haktionsdisziplin 

im Bundestag aufgehoben, was Abgeordneten erlaubte, sich ohne intrafraktionelle Abstim­
mungsprozesse und -notwendigkeiten eine eigene Meinung zu bilden, und Präferenztrans­

formation zumindest prinzipiell möglich machte. In einem ersten Schritt werden Tran­
skripte aus bei den foren mit der Methode der Sprechaktanalyse untersucht, im zwei ten 
Schri tt Aufrreten und Richtung von Pr;ifcrenzänderungen. Obgleich die Analyse von nur 

zwei Foren offensichdich als Hypothesentest unzureichend ist, untetmauern die Ergebnisse 

die theoretischen Überlegungen und verweisen im Sinn einet explorariven Studie auf An­

satzpunkte für die weitere forschung zum -1 hema. 

1. Jheorie lind Hypothesen: eine 7jpologie v01lfmeraktionsmodi 

Eine zentrale Annahme der ·lheorie deliberativer Demokratie lauttt, dass Präferem.en poli­

tischen Diskursen und Enrscheidungsverfahren endogen sind, in diesen gebildet und trans­

formiert werden. Der Austausch von Gründen, der im Mittelpunkt der deliberativen De­

mokratie stcht, kann politische Entscheidungcn nur dann le ite n, wenn, wie }ürgen 
Htlbarnas feststellt, Gründe auch zugleich Motive sind? beziehungsweise die politischen 

Präferenzen der Akteure beeinflussen. 

'5 Denrlis lhompsolI, Dclibcralivc Dcmocratic ·Jheory and Empiricall'nlirical Scienc<:, in: Annll.11 
R"vi"w of Political Seiencc, 11. Jg. (200RJ, S. 497 - 520, S. 509. 

6 Düma C. Mutz, Is Deliberative Democracy a Falsinable ·j heory' , in: AnnuaJ fZeview of Political 
Sci"nce, 11. Jg. (2008), S. 511 - 538, s. 522. 

7 Vgl.}ürgm Hab",mns, Faktizität und Geltung, hankfun am Main 1994, S. 188. 
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Hier werden politische Präferenzen als vergleichende ßewertung von Hand lungsergebnissen 
verstanden, die eine kognitive lind eine volitive KompoIlente haben. Letztere betrifft die 
Wünschbarkeit von Weltwständen, erstere die instrumentelle Eignung von Optionen , diese 

herbeizuführen. Bei der Analyse politischer Entscheidungsprozesse ist es sinnvoll, Präferen­
zm als über politische Handlungsoptionen (Policy-Oprionen) definierr anzusehen. 

Im Hinblick auf die kognitive Komponente politischer Präferenzen ist der fall für ihre 
Transformierbarkt:it relativ klar: Kognitive Einstellungen (Überzeugungen oder Annahmen) 

verlieren ihren Zweck, wenn sie für neue Informationen und Argumente nicht offen sind. 
Ein erheblicher Teil der Konflikte zwischen ethischen PräfCrell'l.en hängt in der Tat mit 
konAigierenden Annahmen über die instrumentelle Qualität von Pol itikoptionen zur Errei­

chung geteilter Ziele J.usammen. Dies ist der mehr oder weniger unstrinige und vielleicht 
auch weniger interessante Fall. Weitaus umstrittener und zugleich interessanrer ist die 
Transf(mnation der volitiven Komponente von Präferenzen. Zunächst scheint klar, dass 

sich Ziele, Werte und lnren:ssen unmöglich ständig verändern können. Wenn ein Ziel nicht 
über einen gewissen Zeitraum stabil und für die Enrscheidungen eines Akteurs effektiv 
bleibt, besteht wenig Sinn darin , es überhaupt anzunehmen und 7.U verf()lgen . Und wenn 
Normen und Werte sich beständig änderten, dann könnten sie nicht als allgemeine Prinzi­
pien Handeln anleiten. Wenn Dc:liberation Präferenzen gemeinwohl-orientierter oder ge­
rechter machen soll, müssen jedoch auch volitive Einstellungen transformierbar sein . Die 
ddiberative Demokratietheorie geht davon aus, dass sie durch Auscinandersetwng mit ncu­
en praktischen Handlungsgründen vedndert werden. Wir gehen davon aus, dass ihre 

Transformation in der Regel auf einer neuen Gewichtung und Aggregation konkurrien:n­
der Gründe (Ziele, Normen, Werte) beruht. 

Nimmt man den Schritt von der individuellen Entscheidungsfindung zu den Herausfor­
derungen kommunikativer Interaktion und kollektiver Encscheidung, so besteht die Ver­

bindung zwischen den beiden Ebenen in der Forderung nach Rechtfertigung von Präferen­
zen, also nach C;ründen. Individuen beteiligen sich an Diskursen, um diese Gründe zu 
prüfen und zu verbessern, und Rechtfertigungsdisku rse bilden und verändern Präferell"len. 

Der Rechtfertigungsdruck, der in kommunikativer Interaktion ausgeübt wird, lässt sich mit 
einem allgemeinen Prinzip der Kooperation - oder Rezipro7.ität - erklären, das Für den 
Sprachgebrauch konstitutiv ist. 8 Ein solches hilft, H aberrnm' Feststellung einzuordnen , dass 

Verständigung der "inhärente Telos der menschlichen Sprache" sci.~ 
Obwohl Rechrfertigungs- und Reziprol.it,üsdruck dem Sprachgebrauch in gewisser 

Hinsicht inlürent sind, ermöglicht und beforderr jedoch nicht jede Art der Kommunika­
tion Präferenztransformation im sei ben Maße. Stattdessl'l1 gibt es kontextuelle Parameter, 

VOll denen abhängt, ob Gründe herausgefordert , geprüft und überdacht werden, und 
die damit die Wahrscheinl ichkeit einer ·lransf(lfIl1ation der kognitiven und volitiven Prä­

missen von Präferenzen beeinflussen. Solche Konrextfaktoren sind entscheidend für unter­

schiedliche Interaktionsmodi, die mehr oder weniger vorteilhaft für PräferenztransformJ­

tion sind. 

8 Vgl. Herbert Paul Grice, Logik und Konversation, in: George Meggl,' (Hrsg.) , Handlung, Kommu­
nikation, Bedeutung, frankfurt am M3in 1979, S. 243 - 265; Roberl H. Hrandom, Making it 
Explicit. Reasoning, Rcpres~nting, and Discursive COllllllilm~lH. ClInbridgc 1994. 

9 }ürgen Hnbemuzs, a.a.O. (Fn. 7)' S. 287. 
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Zwei Eigenschaften kommunibtiver I nreraktion scheinen im Kontext po li tischer Enrschei­

dungsfindung zent rale Determinanten für die Wah rschein lichkeit zu sein, mit der Püfe­

n:nzwandd stattfindet: Diskursivitär und Koordinativität. 

1.1. Diskursi vität 

Die "Diskursivität" von Interaktion ermögl icht und befördert den Austausch und die Prü­

fung von Gründen. Kommuni b tive Interaktion soll als diskursiv gel ten , wenn sie zuglt:ich 

öffentlich und dialogisch ist. Öffenrlichkeit ist wichtig, um die Allgemeinheit und Übt:r­

tragbarkeit von (;ründen sicherzustellen. Es muss sich dahei aber kcineswt'gs um massen­

mediale Öffendichkeit handeln ; worauf es ankommt, is t eine Logik der Öffentlichkeit: dass 

Inreraktion prinzi piell für Außenstehende zugänglich ist, und das, was gesagt wird, von al­

len gehört werden darf und soll. Wie jon EIsteri O und Simone C:nambers" gezeigt haben , 

gibt es in der Regel Trade-Offs zwischen Öffentlichkeit und Qualität von Diskursen, so 

dass wir häufig mit der Entscheidung zwischen den zweitbesn:n Optio nen des öffentlichen , 

aber rhetorischen (und nicht-dialogischen) Argumentierens und des nicht-öffentlichen, 

aber dialogischen Verhandelns konfrontiert sind. In der Tat scheint die Realisierung von 

Interaktionen schwierig, d ie zugleich öffentl ich und dialogisch sind. Wenn die adressie rte 

Zuhörerschaft jedoch nur im Prinzip, n icht aber notwendigerweise auch empirisch groß 

sein muss, damit Interaktion als öffentlich gelten kann, dann muss Diskursivi tiü in unse­

rem Sinne auch in der Realität keine Ausnahme sein. 

In Bezug auf die dialogischen Qual itäten von Interaktion isr es wichtig, dass Behauptun­

gen herausgefordert werden können lind werdcn und dass jeder Hörer die Möglichkeit hat, 

selbst zum Sprecher zu werden. Habermas hat eine Unterscheidung zwischen dem Zuhö rer 

und dem Hörer getroffen, derzufolge der Zuhörer auf eine pass ive Rolle beschriinkt ist, in 

der er sich eine Meinung b ilden und über die Behauptungen des Sprechers "Buch führen " 

kann , aber n ich t selbst Verpflich tungen eingehen , Fragen stellen oder die Behauptungen 

des Sprechers in hage stellen kann. 12 Der Hörer muss im Gegensatz hierzu zum Gesagten 

Stellung beziehen: Wenn er die Behauptungen clnes Sprechers nich t explizit bestreitet, so 

weis t er ihnen implizit Berechtigung zu und akzeptint sie als Priimissen für weitere Ü berle­

gungen und Entscheidu ngen . U Wenn Teilnehmer Hörer statt nur /'.uhö re r sind, dann sind 

sie auch an Interaktionsergebnisse gebunden, sofern sie diese nicht explizit in Frage gestellt 

haben. 

10 Vgl. jon Eüter. Strategie Uses of Argumellt, in : Kmneth ArroUJ (Hrsg. ), Baniers ro ConAict Reso­
lution, New York 1995, S. 2% - 257;jon Elster, Del iberarion and C:onsrirurion Making, in : den. 
(Hrsg.J, Ddibera tive Democracy, Cambridge 1998, S. 97 - 122. 

11 Vgl. Simone Chambm, Schi nd C1os<::d Ooors: Publiciry, Sccrccy, and the Qu:di ry of Deliherarion. 
in: Journal of I'ol iri cal Ph ilosophy, 12. Jg. (2004), H. 4, S . .'389 - 41 0: SinllJ/lC CJ,lImbm, Measu­
ring Puhlicity's Elfeer: Reconciling tmpirical Research ami Normative '1 hcory, in: Ac(a Polirica, 
40. Jg. (2005 ), H. 2, S. 255 - 266. 

12 Zur Idee d<::r diskursiven "Buchführung" (score-heping) über .,colllmirmcllts" (Verpllichtungen) 
und "enrirlemcms" (Berechtigungen) zu Behauptungen und Begründungen, siehe Rllben R. 
Brandom , a.a.O. (Fn. H). 

13 Vgl. Jürgen H"bermas, From Kam [() Hegd: On Roberr Brandom's Pragmatic Philosophy of I.an­
guage. in: European Journal of Philosophy, 8. Jg. (2000), H. 3, S. 322 - 355. 
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Obgleich dieses Verständnis von Diskursivität offensichrlich von Habermas inspiriert ist. ist 

es zugleich sehr viel weniger anspruchsvoll als sein eigenes: Es beinhaltet keine Anforde­

rung, derzufolge d ie institutionelle Konfiguration inklusiv und machtfrei sein soll und die 

Gesprächstcilnehmer müssen nicht notwendigerweise aufr ichtig sein. Zugleich ist der hier 

verwendete Begriff vorn "Diskurs" sehr viel enger als die gebräuchliche und sehr weite Ver­
wendung. lnsbesondt:re wo er sich auf Michel FouCC/uft bezieht, beinhaltet der Diskursbe­

griff in der Regel nicht allein Kommun ikation, sondern auch kulturelle Praxis im weiteren 
Sinne und damit sehr viel mehr als der hier verwendete Begriff. 

1.2. Koordinativität 

M it "Koordinat ivitä t" von Interaktion ist gemeint, dass ein gewisser Druck besteht, in einer 

Situation zu ei ner Einigung zu gelangen, um eine kollektive Entscheidung treffen zu kön­

nen und auf diese Weise individuelle H andlungspläne zu koordinieren. Ei n solcher Druck 

kann extern begründet sein, etwa durch fo rmelle Regeln lind die Aufgaben eines kollek ti­

ven politischen Akteurs, aber er kann auch intern, aus den Erwartungen und Bestrebungen 
der Teilnehmer, sich zu einigen und ein gemeinsames Ergebnis zu präsentieren, entstehen . 

Ein wichtiger Hinweis auf externen Druck ist die Entscheidungsregel des Forums, in 
dem Interaktion stattfindet, beziehungsweise die Art und Weise, in der mit Einigung lind 

NiclH-Einigung umgegangen wird. Wenn gar keine Regel spez.ifizierr ist , werden Entschei ­

dungen durch den Mangel an Koordinationsanreizen tendenziell schwierig. Eine Mehr­

heitsrege!motivierr Koalitionsbildungen , wenn auch nicht über ideologische Grenzen oder 

konA igierende Interessen hinweg. Wo Konsens ein explizites Ziel ist oder Einstimmigkeit 

erl.Wlll1gen wird, werden Kompromisse notwend ig und die Koordinarivitä t ist höher. Aller­

d ings können Teilnehmer in einem kommunikativen Forum auch dorr eine Einigung an­

sueben, wo Enrschcidungszwang und t:xplizite Entscheidungsregel n fehlen, und s ich als 

G ruppe intern das Ziel setzen, zu einer gemeinsamen Position zu gelangen . 

Wenn man die faktoren Diskursivitä t und Koordinativität kombiniert ergibt sich die 

folgende Matrix pol itischer Inreraktionsmodi (vgl. Schaubild 1).1 4 Jede der Zellen bestimmt 

idealtypisch einen Interaktionsmodus. Auch wenn die meisten realen Imeraktionen irgend­

wo zwischen d iesen Idealtypen zu verorten sein werden, sind diese von berrächtlichem Wen 
als Referenzpunkce für den Vergleich . 

Schaubild 1: Irkaltypische Interaktionsmodi 

nicht-koordinativ koordinati v 

diskursiv Diskuss ion De!iber.ltion 

nicht-diskursiv [khane Verhandeln 

Quelle: Eigene Darsrellul1!;. 

14 Vgl. Uaudia Landwehr, Deciding How to Decide. Thc Case of Heal th Ca te Rationing, in: Puhlic 
Administration, 87. Jg. (2009)' H. 3, S. 586 - 603. 
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I .3. Typologie der Imerakrionsmodi 

Die Bezeichnungen für die Idealtypen - Diskussion , Deliberation. Debarre und Verhand­

lung - sind in der Allragssprache ebenso gebräuchlich wie in der Polir ikwissenschaft. Es isr 

daher wichtig, darauf hinzuweisen, dass es sich hierbei um spezifische Definirionen handeIr, 

die zwar weirgehend mir dem üblichen Gebrauch übcrcinstimmen 1\ sich aber von den 
Definitionen anderer Autoren 16 unterscheiden können. 

Deliberation: Deliberation isr als der einzige Interakrionsmodlls definiert, der zugleich 

diskursiv und koordinativ isr. Die Encyclopaedia Britannica beschreibt Deliberarion als "a 

discussion and considerarion by a group of persons of rhe rellSons for and against a measure" 
(Hervorhebung hinzugefügr). Diese Beschreibung kommr der hier verwenderen Definition 

sehr nahe, ebenso wie der lateinische Ursprung "ddiberarc::" : "gewichren , bedenken , reAek­

tieren". Im Vergleich zu einigen Explikationen des Begriffs in der umfassenden Literarur 

zur 'lheorie delibera river Demokratie isr diese Definirion eher sparsam, widerspricht der 

anspruchsvolleren Verwendllngsweise von Habermas und anderen) 7 jedoch nicht. Hier soll 

von Deliberarion die Rede sein, wenn Interakrion sowohl öffentlich als auch dialogisch. 

also diskursiv isr, und wenn sie von starken Koordinarionsanrei1.en gekenl1l.eichnet ist. 

Diese Koordinarionsanreize können auf exrernem Druck beruhen, zum Beispiel, wenn das 

Forum eine Enrscheidung einstimmig treffen muss. Sie können aber eben auch auf inter­

nen Bestrebungen beruhen, die erwa dann entstehen, wenn die leilnehmer sich als Mirglie­

der einer Gruppe fühlen , in der Rolle von Bürgern oder Repr:isentanren handeln und ein 

Gefühl der Veranrwortung, zu einer gemeinsamen Entscheidung zu gelangen , mrwickeln. 

Deliberarion kann Kompromisse zwischen fundamentalen Werten und eine Konvergenz 
vo n Präferenzen ermöglichen. Sie ist daher der Inreraktionsll1odus, de r für J>räferenzrrans­

formarion am forderlichsten isr. 
Diskussion: Die Diskussion als Interakrionsmodlls isr hier als diskursiv, aber nichr-koor­

dinariv definiert. Die Encyclopaedia Brirannica erklärr die Diskussion als "rhe considerari­

on of a question in open and usually informal debare" (Hervorhebung him.ugefügr). Der 

lateinische Ursprung des Wortes ve rweisr auf aggressivere rormen anragonistischer Interak­

rion: "discurio" bedeuter "I. zerschlagen , 2 . abschütteln, 3. prüfen, befragen". Lerzrere Be­

deutung betont Rechrferrigungsdruck und Diskursivir:it, die auch für die Definition hier 

zentral sind, derzufolge die Diskussion idealtypisch sowohl öffentlich als auch dialogisch 

ist. In pol irischen foren isr die Rolle von Teilnehmern an einer Diskussion üblicherwr:ise 

als die von "Experten" besrimmr, und das Hauprziel der Inrerakrion isr die Informarion. In 

Diskussionen gibt es üblicherweise keine explizire Enrscheidungsregel: Wenn Experten 

nicht durch Kommunikarion aJlein zu einem Konsens gelangen (was eine häufige, aber 

15 Wenn wir im folgenden auf Lexikonbedeucungen da von uns benur7.ren Begriffe verweisen, be­
deurer das nichr, dass wir Begriffsrealisren wä re n. Die Begriffe werden für unsere 'Iypologie defi­
nierr. Wir versuchen uns lediglich an die wissenschaftsthcorctische Norm zu haltcn, dass theore­
tische Terme möglichst nahe an ihrer n:uUI'sprachlichcn Bedeutung liegcn sollten. 

1 (, Vgl. 'fhomas Sllreczki, Wie unterscheiden sich Argumentieren und Verhanddn' Definirionspro­
bleme, funkt ionale Bezüge und strukrurelle Di fl'er"nzen von zwei ve"chiedenen Kommunika­
riommodi, in: Vo lk", POil l'rittwitz (H rsg.) , Vcrhandeln und Argument iercn. Dialog, Interessen 
und Macht in der Ull1wdtpulirik, Opladen 199(" S. 19 - .'39 . 

17 Vgl. jürg Steiner / Alldre Bächtiger / Mllrkus Spörndli / Marco R. Steenbe1;f!,eIl , Dcliherativc Politics 
in Action, Cambridgc 2005 . 
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kaum jemals erfülIre Erwarrung isr), dann soll ren sie kein materielle.~ Im<:resse daran haben , 

durch Kompromisse Einstimm igkeir herzusrellen. Obwohl die Diskussion die Begründu ng 

verbessern und das "Poolcn" von Informarionen ermöglichen kann, ist Pr;iferenzwandel ein 

eher unwahrsche inliches Ergebnis dieser In terakrionsform: Das rehlen von Koordinarions­

anreizen verhinderr norwendige Kompromisse zwischen prakrischen Cründen, und der 

.,Experre" muss einen Gesichtsverlust beftirchren, wenn er sei ne Posirion revidierr. 

Verhandeln: Das Verhandeln isr als nicht-diskursiv definiert; obwohl dialogisch, ist es in 

seiner Logik nichr-öftellrlich. Zugleich stellt es einen koordinativen Inrerakrionsmodus dar. 
Verhandlungen finden in Konstellarionen starr, die die Möglichkeir von Kooperationsge­

winnen implizieren. Es besrehen daher starke interne Anreize, eine Einigung zu finden, die 

allen Parteicn nürzr; wenn keine Einigung auf ein gemeinsames Vorgehen erzielt werden 

kann, können die ' Ieilnehmer ihren Nurzcn gegenüber dem Srarus quo nichr erhöhen. 

rolglich dürfen starke materielle Interessen an Kompromissen und Koordination vorausge­

set7.[ werden. Die Definition der Encyclopaedia Brirannica für "bargaining" isr diesem Ver­

srändnis von Verhandeln sehr ähnlich: " I. ro negoriatc over the rerms of a purchase, agree­
mt:nr or conrracr: haggle; 2. ro come ro terms: agree". Die zweire Bedeurung beziehr sich 

klar auf den koordin<lriven Charakrer der Interakrion. Auch wenn Verhandlungen auf 

Kompromisse zielen , befördert der idealrypische Mangel an diskursiven Interaktionsquali­

räten nichr unbedingt genuine PrMerenzveränderungen. Da kein Druck besteht, die eige­

nen Pr,iferenzen mir Verweis auf Gründe zu rechrfertigen, werden diese auch nichr in Frage 

gesrellt, geprüft und überdacht werden. Srarrdessen versuchen Teilnehmer. ihre eigenen 
Präferenzen unte r den Resrriktionen, die die Präferenzen anderer l 'eilnehmer darsrellen. zu 
maximieren . Das wahrscheinlichsre Ergehnis einer Verhandlung ist, dass Akteure nach der 

Inreraktion dieselben Präferem.en haben wie vorher, auch wenn sie sich möglicherweise auf 

eine gemeinsame Vorgehensweise geeinigr haben . Koordinarion isr erwünschr, und Kom­
promisse sind notwendig, aber Präfercnzen müssen sich nichr ändern. Idealtypische Ver­

handlungskonrexte sind in polirischen Entscheidungsprozessen jedoch rar, da diese sich fasr 
norwendig auf ethische Fragen und Präferenzen beziehen , die enrsprechend gerechtfertigt 

werden müssen. 

Debatte: Die Debarre ist als zugleich nicht-koordinariv und nicht-diskursiv definierr. Sie 

isr nicht-diskursiv, weil sie, obwohl öffenrlich, nichr dialogisch ist: Es handelt sich hier eher 

tun eine Sequenz von Monologen als um einen Dialog, und Behauptungen können nichr 
unmittelbar in hage gesrellt und zurückgewiesen .werden . folglich sind Zuhörer nichr auf 

die Ergebnisse der Interakrion verpAichter. Die Encyclopaedia 13rirannica definierr die De­

barre als "the formal, oral confronrarion between [\'10 individuals, reams 01' groups who 

present arguments [() support opposing sides 01' a quesrion, gcncrally according ro a ser form 

or procedure" (Hervorhebung hinzugefügt). Der französische Ursprung in "debarrre" -

"besiegen , niederschlagen" - verweisr figurariv auf das Ziel der Teil nehmer in einer Debarre .. 

Gruppen (mehr als eine!) sind im Voraus definierr, und sie präsentieren Argumente sratt sie 

auszurausehen. Beispiele für Insriwrionalisierungcn der Debarre sind Debattierclubs, Fern ­

seh-Talkshows mir Politikern aller Parreiell und insbcsonden: enrscheidullgsorienrierrt 

Plcnardebatren in meluheirsdcmokratischen parlamen rarischen Sysremen. Während die 

Plenardebatte in einem Parlament wie dem Dcurschen Bundesrag Koordin3rionsbemühun­
gen und Kompromisse innerhalb von Fraktionen und von Ausschüssen voraussetzr , ermög­
lichr die entscheidungsorientierte Debatte selbst keine weirere Koordinarion. Srattdessen 
dient sie der Mehrheir dazu, eine bereirs getroffene Entscheidung zu verreidigen, und der 
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Minderheit, diese anzugreifen. IM Auch wenn eine öft<:ndiche Debarte, ob im Parlament 

oder in den Medien, die Pr,ilerenzen Dritter (der Zuhörer) beeinflussen mag, werden Präfe· 

renzänderungen der beteiligten Sprecher als Niederlage in einer Auseinandersetzung gese­

hen. Hieraus folgt, dass die Debatte als InteraktiollSmodus für Präferenztransformatioll 
eher hinderlich als förderlich ist. 

Jeder der idealtypischen Interaktionsmodi kann auf unterschiedliche Weise institutiona­

lisiert werden. Für die Diskussion, die Debatte und das Verhandeln bestehen in den meis­

ten politischen Systemen etablierte, wenn auch sehr unterschiedliche Foren: Diskussionen 

finden in Expertenkommissionen, Debatten in den Me<Jien und im Plenum, Verhandlun­

gen in parlamentarischen Ausschüssen und einer Vielzahl informeller Foren start. Der am 

schwierigsten zu institutionalisierende Modus - die Deliberation - ist zugleich derjenige, 

der für Präferenztransformation am förderlichsten ist. Dies bedeuret jedoch nicht. dass sie 

auch der normariv wünschenswerteste Modus ist und dass die anderen Formen durch sie zu 

ersetzen wären. Vielmehr spielen alle vier Modi in demokratischen Entscheidungen essemi­
elle Rollen . Der Beschluss über den Import embryonaler Stammzellen in Deutschland, ' als 
ein Beispiel eines multi -dimensionalen Konfliktes, der in unterschiedlichen lypen von ro­
ren behandelt wurde, ilillsrriert dies. 

2. Die Entscheidung über den Import embryonaler Stammzellen 

Im August 2000 schlug Oliver Brüstle, Neurobiologe an der Universität Bann, der Deut­

schen Forschungsgemeinschaft ein Projekt vor, das die Arbeit mit importierten embryona­

len Stammzellen (ES) vorsah. Es zeigte sich schnell , dass die bestehenden Gesetze auf diese 

durch den wissenschaftlichen Fortschritt hervorgerufene spezielle Herausforderung unzu­

länglich passren . Die Oprionen , die die Fortschritte in der embryonalen Stammzellenfor­

schung, insbesondereJames lhompsons Erfolg in der Kultivierung menschlicher embryona­

ler Stammzellen im Jahr 1998, nun eröffneten, waren 1991 bei der Verabschiedung des 

ersten Gesetzes zum Schurz von Embryonen noch nicht absehbar gewesen. Dieses stellte 

zwar die Herstellung und Tötung von Embryonen für wissenschaftliche Zwecke unter Stra­

fe, beinhaltete jedoch keine Richtlinien bezüglich des Imports embryonaler Stammzdlen. 

Einerseits sind solche Zellen keine Embryonen, andererseits führte die Isolation dieser 
Stammzellen bisher unweigerlich zum 'lod eines Emhryos. Insofern könnte der Import von 

ES-Zellen die Anwendung von in Deutschland illegalen Methoden befördern und deutsche 

Wissenschaftler in eine geset"zliche Grauzone manövrieren. So einig sich polit ische EIlt­

scheidungsträger bezüglich des Handlungsbedarfs in dieser Angelegenheit waren, so funda­

mental war der entsrehende Konflikt darüber, wie die neu entstandenen biornedi7.inisehen 

Forschungsmöglichkeiten eingegrenzt werden konnten lind sollten . 

OlitJer Briistlt'S Antrag auf Finanzierung eines Forschungsprojekrs mir importierten ES­

Zellen tächre in den Medien eine lebhafte Debalte an und machte die Norwendigkeir wei­

tergehender Regulierung deutlich . Am 24. Miirz 200 I setzt<: dn Bundeslag die Enque[e-

1 il Vgl. da> Dl'nknlOJdl ,,[ )eb,lttc' zur Frldiirung da b",chc:idung" h"i \{,)) !!."I/IW Z.f" . I hC'(lfie lind 
PI;lxi s der Pa rbllll'IHSc.k·hartt". in: IftlJl.i-P('!cr \ dllll'l'dl'f i tI{·r.i. ( I {rSl.! .}, J>a rL;~ ll(.:~~rs n.:chr lInd P;uIJ­
mC:llfspr;lxis in dn flundcsrepubl ik [)ell lse!J I;Jnd. Ein Hondhllc'h . Rerl in J 989, ~ 32, ". ') j­
- 937. S. 92.3. 
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kommission "Recht und Ethik in der modernen Medizin" ein, die aus 13 Abgeordneten 

und 13 Experten bestand . Einen Monat darauf wurde eine zweüe Expertenkommission, 

der "Nationale Ethikrat" , einberufen , dem von der Bundesregierung ernanme Experten 

sowie einzelne Repräsentanten von Interessengruppen angehörten. Im Gegensatz ZlIr En­

quetekommission ullterstand der Nationale Ethikrat also unmittelbar der Regierung. Sein 
erster Auftrag besrand im Entvvurfeincr Stellungnahme zur Frage des Imports embryonaler 
Stamr11'l.ellen. 

Am 5. Juli 2001 wurde der Srammzellimport erstmals im Bundestag verhandelt. Mit der 

Regierungsmchrheit nahm der Bunde~tag einen Antrag der Grünen und der SPD an, der 

eine "gewissenhafte und umfassende Beurteilung des Imports und der Forschung mit em­
bryonalen Stammzellen" forderte, bevor sich der Bundestag noch im sei ben Jahr erncllt mit 

dem Thema befassen würde. '~ Im November 2001 präsentierten die bei den Expenengrup­

pen ihrc Ergebnisse - keines der Gremien war zu einem Konsens gelangt , und die Srellung­
nahmen skizzierten jeweils mehrere unterschiedliche Handlungsoptionen. 

Während der Herbst- und Wintermonate entwickelte eine interfraktionelle Gruppe von 
Abgeordneten unter der Leitung von Maria Böhmer (eDU), Wolf Michael Catenhusen 
(SPD), Andrea Fischer (Grüne) und Margot von Renesse (SPD) den schließlich erfolgreichen 

Komprornissantrag. Eine weitere interfraktionelle Gruppe erarbeitete einen Antrag für ein 

vollständiges Imponverbot, während eine dritte den Import uneingeschränkr freigeben 

wollte. Die drei Anträge wurden am 30. Januar 2002 im Plenum des Bundestags disku­

tiert. 20 Die Debatte wurde als eine Sternstunde des Parlamentes gefeiert, die Qualität und 
Atmosphäre der Verhandlung gepriesen. Die hier gewählte Vorgehensweise unterschied sich 

vom üblichen Gesetzgebungsverf.lhren durch die Ausserzung der Fraktionsdisziplin, was die 

Entscheidung für den einzelnen Abgeordneren zur "Gewissensentscheidung" machte. Ab­
gestimmt wurde in zwei Wahlgängen: zuerst über alle drei Anträge, dann zwischen dem 

Kompromiss- und dem Verbotsantrag, die im ersten Durchgang die meisten Stimmen er­

halten hatren. Dabei wurde der Kornpromissantrag 14/8102 angenommen. 

Anschließend verfa.sste die Gruppe um il1aria Böhmer in einer Reihe informeller Treffen 

einen Gesetzentwurf. Im Vergleich zu dem am 30. Januar vom Bundestag verabschiedeten 
Antrag spezifizierte der Entwurf mehrere Punkte, zu denen vorher nur vage Angaben ge­

macht. worden waren. Die Formulierung des Gesetzentwurfs auf der Basis eines in einzel­
nen Punkten noch recht ungenauen Antrags wurde zumindest teilweise erst durch Aus­

handlungsprozesse zwischen entgegengesetzten Gruppen und Interessen miigl ich. Am 

25. April 2002 wurde das Gesetz zur Sicherstellung des Embryonenschurzes im Zusam­

menhang mit der Einfuhr und Verwendung menschlicher embryonaler Starnmzellell 

(Stammzellgesetz) vom Bu ndestag verabschiedet. 

Im Jahr 2003 organisierte eine interdisziplinäre Arbeirsgruppe des Max-Ddbrück-Zen­

trums für Molekularmedizin und des ForschLlngs~.entrums Jülich eine Bürgerkonterern :wr 

Stammzellforschung. Inspiriert vom ,Hin ischen Modell der KonsensLiskonfcrcnzen hofften 

die Initiaroren, die Debatte mithilfe von Standpunkren allS der "Lebenswelt" der Bürger l.lI 

bereichern lind die Vie!fidr verschiedener Meinungen zum TIlcllla abzuhilden. Das C/"SIt' 

1i-effen dieser Bürgerkonferenz Emd im Dezember 200.1 statr. ein zweites und dri((cs Trd~ 

1 'J B"1~Drs . 11\/6')') I. Der Antrag der opposirio nellen CD LJ/CS LJ-Fraklinn (ln~Drs . 14/(,31 4) for­
derte im Crundc das C lciche, aber nannre h.i r ein Moratorium andere Crül1de. 

20 BTUrs. J 4/8 1 02 (Kompromiss), 14/8101 (Verbor) und 14/8103 (f'r"ig;lbc). 
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fen im Januar und M,ü-z 2004. Im März 2004 wurde das Bürg~rvo(Um im Rahmen einer 

Pressekonferenz dem Bundestagspr,isidenten übergeben. Obwohl die Bürgerkonferenz erst 

nach der Verahschiedung des Stammzellgesetzes stattfand, ist sie als Analysegegenstand für 

den Vergleich unterschiedl icher Interaktionsmodi und Foren der Entscheidungsbildung 

von Interesse. 

Am 11. April 2008 verabschiedete der Bundestag. diesmal ohne nennenswerte öfte-ntli­

ehe Debatte. eine Revision des Stammzellgeset~.es. die unter anderem den Stichtag für die 

Herstellung von Stammzclllinien vom I. Januar 2002 auf den I. Mai 2007 verschob . Wäh­

rend die Verfecl1[er der Neuregelung diese als rorrschreibung des Stammzellkompromisses 

sehen, sind dessen "Mü[[er" der Ansicht. dass die l.ogik an dieser Stelle zerbricht. 21 Die 

aktuelle Revision des Gesetzes ist jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Studie - diese 

beschränkt sich auf die "erste Runde" des StammzcllkonAiktes. 

Zurückkehrend zu den oben eingeführten idealtypischen Interaktionsl11odi. scheint je­

der Modus in mindestens einem der Foren. die an der ursprünglichen Entscheidung über 

den Import embryonaler Stamm7.ellen beteiligt waren . institutionalisiert worden zu sein 

(vgl. Schaubild 2) . 

Schaubild 2: Foren in der Stammzelldebatte 

diskursiv 

nicht-diskursiv 

Quelle: Eigme Darsrellung. 

nicht-koordinariv 

Diskussion: 
Enqucrc-Kommission. 

Nariollaler Erhikr,r 

Debarre: 
I\undesr,gsdebarre 
30. Januar 2002 

koordinativ 

Deliberalion: 
Bii rgcrkon (erenz Sra 111 m7.d I for:-.ch II ng. 

I:lerlin 200.~ 

Verhandeln: 
Ausarbeitung des 
(;CSClZClllwurtcs 

3. Die /vJessung IHm Intemktionsmodi und Präferenzultlndel 

Obwohl die 'Iheorie deliberativer Demokratie von Autoren wie HahermtIJ. Dryzek. Bo!Jrnall 
odc:r Gutn'/{lIIl1und "JhompsolI"" zunächst als normative -nlcorie demokratischer Legitimität 

entwickelt v.'urde. werden ihre empirischen Annahmen zunehmend als Hypothesen unter­

sucht. 1.> In der 'LH scheint die Zahl der empirischen Forschungsarheiten in diesem Bereich 

mittlerweile gröger als die der normariv-theo[(:tisehen. was zu einer zunehmenden Diversi­

tät und Heterogenität von Ansätzen führr. 24 Wie Mutz feststellt . gehen viele empirische 

Scmlien in diescm Bereich der Frage nach. ob politische Illlerakrion in einem spezihschen 

2 I Vgl. il1rlri" Böhmer / Andren hscher I M",:~ot Ilon RI'Y/l'sse. Die Logik zerbricht. Warum der Bun ­
desrag das StammzelJgesetz nichr ändern sollte. in: Die Zeit vom 10. April 2008. S. 13. 

22 Vgl../ürgm Hfl!,mntJS. :!.a.C). (1'". 7) ;./o/1Yl DI)'ZI'k. a.<1.0. (Fn. I );./anll'" Holmllln. a.<I.O. (rn. l); 
Amy CUlrntlflll1 f),'n"is 7h01llp.<On. 3.a.0. (fn. 1). 

23 Vgl. {)i,1I1I1 C MUlz. a.3.0. (Fn. (i); Ue/lllis J!JOntPStJIl . 3.a.0. (rn. 5) . 
24 Vgl. Andre Bächliger I Simon Nienuya / A1ichfll'[ Ncb/o I Mflreo R. Stembrlgen / ./Ii~,< Stl'iner. 

Disenrangling Diversity in Delibcrarivc Delllocr"c)'. in: Journ31 of Polirical Philosoph)'. 18. Jg. 
(2010)' im Erscheinen. 
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Kontext Bed ingungen genügt. als deliberativ zu gelten 2) - so e twa der "Discourse Quality 

Index". den die Gruppe um Jürg Stein er entwickelt hat2(·. oder Ktltharina Holzingas Ver­

wendung der Sprechakttheorie. um Argumentations- von Verhandlungskontexten zu unter­

scheiden. 27 Andere rorscher haben sich mit den Auswirkungen von Deliheration auf Mei­

nungen . Präferenzen und Handlungsploine von Akteuren behlsst. 2X 

Mit der Analyse von Foren. d ie mit demselben politischen Konflikt befasst sind. geht es 

im vorliegenden Beitrag zugleich um den Prozess und das Ergebnis politischer Interaktion. 

Dies ist nur möglich. wenn man wichtige Aspekte cl<:r deliberativen Theorie. wie die Gleich­

heit der 'Ieilnehmer, wechselseitigen Respekt. machtfreien Austausch von Argumenten oder 

die Qualität von Argumentationen. vernachlässigt. Damit ist die hier vorgenommene Mes­

sung von Präferenzwandel weit weniger komplex als die der oben zitierten Autoren (zum 

Teil au(grund der betrachteten nicht-experimentellen Settings) . Insbesondere verrät sie 

nichts darüber. ob die beobachteten Veränderungen wünschenswert sind oder nicht. ob 

also Präferenzen sich zum Guten oder zum Schlechten gewandelt haben . I n diesem Sinne 

gewinnen die Ergebnisse ihre Relevanz ~.u l11indest teilweise erst in der Zusammenschau mit 

anderen Forschungsarbeiten. 

Das Ziel der Analyse von Interaktion in den verschiedenen roren. in denen der Stamm­

zellenkonflikt erörtert wurde. besteht darin. die Wirkung untersch iedl icher Inreraktions­

modi aufAkteurspräferenzen zu illustrieren und so eine erste Bestätigung oder Entkräftung 

der betreffenden Hypothesen zu gewinnen. Dementsprechend ergeben sich für die empiri­

sche Analyse folgende zemralc Fragen: 

(1) In welchem AusmafS war Interaktion diskursiv und koordinativ) Ermöglichen die jewei­

ligen institutiondIen Kontextfaktoren Interaktion, die einem der Idealtypen nahe 

kommt? 

(2) In welchem AusmafS fand Präferenztransformation statt? 

Die Analysemethoden wurden im Hinhlick auf die zugrunde liegenden Forschungsfragen 

und die Art der verfügharen Daten ausgewählt. Daten :w den institutionellen Eigenschaf~ 

ten eines Forums. beispielsweise zu se inem Aufbau. seinen Aufgahen oder Enrscheidungs­

mechanismen, die als Indikator für externe Koordinativiriü dienen. sind verhältnismäfSig 

leicht zu erfassen. Die Diskursivit,ü und interne Koordinativiriit eines Forums sowie das 

Ausmaß und die Richtung der Pr,iferenztransformation sind dagegen schwieriger messbar. 

25 Vgl. Uianfl C Murz. a.a.O. (F n. 6). S. 528. 
26 Vgl. Mann R. Stt'l'rtbl'lgen / Andre Biichtiy,er / Markus 5j}[lmdli / ./ürg Stein{'/", Measuring Polirical 

Deliheration. A 1 )iSCOllrse Qualit)' Index. in: Comparative European Polities. I . Jg. (2003), S. 21 
- 18; Andre B,irhtiger. l1,c Real World of Deliberarion. A Comp'lrarivc Srud}" of irs favorable 
COlldirions in l.egi.d,nl!l"es. \lern 2005, ./ürg .'ireil/cr / Andr/" Riicbtiger / Mrtrkw Sl'iirndli / Mareo 
R. Steenbergen. a.a.O. (Fn . 17). 

27 Vgl. Katharillfl Holzinger. Verhandeln sralt Arglllllenrieren oder Verhandeln durch Argumenrie · 
ren ' Eine empirische Arlalysc auf der Basis der Sprechakttheorie. in: I'VS . 42. Jg. (200 I). H. 3. 
S. 414 - 446; dies .. Bargaining 'lhrollgh Arglling: An Empirieal Analysis Based on Speech ACI 

·lheory. in: Political Communication . 21. Jg. (2004). H. 2. S. 195 - 222; dies .• Conrexr or Con­
Aicr 'j)'pes: Which Determines rhc Selecrion OfCOIHlllunication Mode. in : ACla Polilica. 40. Jg. 
(2005). H. 2. S. 239 - 2.54. 

28 Vg1.James S. Fishkin , a.a.O . (Fn. 3); Simon Niemryer. Deliberation in rhe Wilderness. Transforlll­
ing Polie)' Preferences Through Discourse. l'hd-Thcsis. Austr,lian National University 2002; 
Kasper M. Hrlmen. a.a.O . (Fn. 3); Erik Schneiderhnn I Shamus Khan. Reasons and Inclusion. The 
Foundation of Deliberation. in: Sociological ·[heory. 26. Jg. (2008), H. 1. S. I - 24. 
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Im Idealfall sind Transkripte der lmerakrion verfügbar und/oder direkte Observation mög­

lich, um die Diskursivität und inrerne Koordinativität zu veranschlagen, zudem Inrerviews 

und/oder Fragebögen, um Präferenztransformarion festzustellen. 

Bedauerlicherweise waren für die Beanrworrung der obenstehenden Fragen hinreichende 
Daten nur für zwei der vier Foren erh,iltlich: für die parlamenrarische Debarrt und die 

Bürgerkonferenz. Zum Glüek sind dies auch die Fälle mir den eindeutigsten Vorhersagen 

zur Möglichkeit beziehungsweise Wahrscheinlichkeit von Präferenzrransformation. Die De­

barre schließt diese der Theorie nach aus, während die Bürgerkonferenz sie als Institutiona­

lisierung von Deliberation stark begünstigt. für diese Foren verfügen wir über Transkripte 

der Imerakrion, Interviews und Beobachrungsberichte sowie über Abstimmungsdaren als 

"revealed preferences" . Zur Beurteilung der Diskursivitär von Inrcraktion haben wir eine 
Sprechakranalyse der Transkripre durchgeführt . 

3.1. Die Methode de r Sprechakranalyse 

Entwickelt vo n john Austin29 undjohn Searle'o im Kontext der linguistischen Pragmatik, 

fand die Sprechakttheorie mit jiirgen Haberrnas' "Theorie des kommunikativen HandeIns" 

Eingang in die Sozialwissenschaft}l . Austin und Searle hatten aufgezeigt, dass ein Sprecher 

durch eine Außerung im Gespräch eine Handlung ausführt, den Sprechakt. In einem poli­

tikwissenschafrlichen Kontexr wurde die Methode der Sprechaktanalyse (SAA) erstmals 

verwender, um eine cmpirische Basis für die Umerscheidung der Kommunikationsmodi 

"Argumentieren" und "Verhandeln" zu schaffen.32 Ähnliche Analysen finden sich bci 
Claudia LaJ/dwehr1.l für eine parlamentarische Debarte und eine Bürgerkonferenz sowie bei 

Arzu Hrltflkoy\4 fur den europäischen Verf.lssllllgskonvent. Eine etwas andere Verwendung 

der Sprechaktanalyse zum besseren Verständnis der Herstellung kollektiver Verbindlichkeit 
in Cremien schlägt Fmnk Nttllrneier vor..l) 

Der Fokus einer empirischen Analyse von Sprechakten, die in einer tatsäch li chen Kon­

versation vorgenommen werden, kann entweder auf dem Akt der Prädikation liegen, das 

heißt auf dem , was tats,ichlich gesagt wurde und wie es gesagt wurde, auf der illokutiven 

Ebene, das heißt auf dem, was Akteure tun, indem sie sagen, was sie sagen, oder aber auF 

der perlokativen Ebene, das hej{~t auf der Wirkung von Sprechakten auf Gesprächspartner. 

Man betrachte folgendes Beispiel: "Wenn wir die globale Erwärmung nicht stoppen, wer-

29 .101m 1.. AUJtin, Zur ·Iheorie der Sprechakte (How !O do thing~ with Words), Leipzig 2002 
[ I %2]. 

30 jolm R. Serlrle, A Taxollomy of lIIocutionary Aus. Expression and Meaning. Studies in the 1heory 
o( Speech Am, Cambridge 1979, S. 1 - 39. 

.) 1 .lü'gnJ Habermas, lhe ll1eory of Communicative Action, Boston 1984. 
32 Vgl. Katharina Holzinger, Verhandeln statt Argumentieren, a.a.O. (Fn. 27): dies., Bargaining 

Through Arguing, a.a.O. (Fn. 27): dies., Cotltext or Conti ict Types, 3.a.0. (Fn . 27). 
33 Vgl. CklUdir/ Landwehr, PolitiGll C:onflict md Political Preferences. Communicative Imeraction 

ßetween Facts, Norms and Inrerests, Colchestcr 2009. 
34 Vgl. ATzlt Hr/Jllkoy, ·Ihe Effccriveness or Decision Making in European Union ·Ii·caty Ncgotia­

tions, Dissertation an der I'U Berlin, ßedin 2008. 
35 Vgl. Frallk Nullmeier, Sprechakttheorie und Textanalyse, in : Mallhias Leonhtlrd Maier I Achim 

Hurre/mann / dm. I lanja Pri/zutjrl Achim WiWl1'r (Hrsg.), Pol itik als Lernprozess) Wissenszen­
trierte Analysen dct Politik, Opladcn 2003, S. 21 1 - 223. 
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den viele Arten aussterben." Auf der Ebene der Priidikation stellt dieser Satz eine kausale 

Beziehung zwischen der globalen Erwärmung und dem Aussterben von Arten her. Auf der 

illoklltiven Ebene ist er, wenn er von einem Sprecher geäuß<.:ft wird, eine Behauptung, oder 

prä:liser: eine Warnung. Auf der per\okutiven Ebene könmc die Warnung den Hörer dazu 

verleiten, an die kausale Beziehung zu glauben und persiinliehe Konsequenzen zu ziehen. 

Die form der Sprechaktanalyse, die hier verwendet wird, konzentrierr sich auf die illoku­

tive Ebene und stell t die Frage, was illokutive Akte über den Inreraktionsmodus in einer 

bestimm ren Sitllarion aussagen. Schaubild 3 zeigt, \wlchc Argumentations- und Verhand­
lungssp n.:chakte in der Analyse unterschieden wurden.';(' 

Schaubild 3: Argumentations- und Verhandlungssprechakte 

Argltl1l('n[a[i()n~.srrl"<.:hakrl" VerhalldlullgssprlThClkrt: 

behaupten fordern 
f",tstdlcn anhieten 
\"er ll1utCIl vorsc.:hlagl:11 (e in en Kompromi ss) 
fragen werben (fü r ein Angcbor) 
berielllen zugestehen 
schliefsen \'erspn::chen 
rechtfertigen / begrLlIldcn drohen 
beurteilen akn:pric.:n.:n k in Angebut) 
zusrimmen / akzeptieren (ei ne Bchauprung;) zurückweisen (ein Angehot) 

widersprccllCIl aufrechrerldtcn (eine Fordcrung) 
dnr:i umen zugesrehen 
beharren (Nicht-) Einigung k<lStdlcn 
zurücknehmen (eine llehauptung) 
(Nicht-)Überei t"'itlll1lung feststcllen 

Quelle: Eigcne Dar"dlung. 

! 

Das Verhandeln ist als Interaktionsmodus insoFern niclH-öffenrlich, als es erstens oft hinter 

verschlossenen Türen srattfindet, und zweitens die verwendeten Begründungen eher privat 

und nicht übertragbar sind. Verha ndlungssprechakte, zu m Beispiel FORDERN, VERSPRE­

CHE!\: oder DROH EN, zielen in der Regel eher auf private Ressourcen oder Interessen als auf 

generalisierbare Begründungen und Argumente. Das Vorhandensein von Verhandlungs­

sprechakten deutet hinsichtlich der Gründe der Akteure auf Nicht-ÖfFentlichkeit hin. Ihr 

Fehlen kann dagegen ein Indikator für die Öffentlichkeit von Gründen und Argumenren 

sein, die eine der zwei Bedingungen für Diskursivität darstellt. Das Fehlen von Arguml:llta­

tionssprechakten ist jedoch in keinem der lnreraktionsmodi zu erwarten . Selbst wo das 

Argumentieren mehr oder weniger zwecklos ist, also ohne Bedeutung fur das Interaktions· 

ergebnis, ist es trotzdem notwendig, um das Gespräch im Gange zu hai ren. Darüber hinaus 

kann durchaus strategisch argumentiert werden..\? Das Vorhandensein von argumentativen 

Sprechakten allein sagt also wenig über die Öffentlichkeit der Interaktion aus. 

Die zweite Bedingung Für Diskursivit;it, dic dialogische statt monologische Qualität von 

Interaktion, kann durch eine weitere Unterscheidung zwischen dialogischen und nicht­

dialogischen Sprechakten unrcrsucht werden. Verhandelnde Sprechakte sind stets dialo-

36 Vgl. K(/tharina Holzinger, Conrext or ConAicr Types, a.a.O. (rn. 27). S. 243. 
37 Vgl. Katharina Holzinger, Bargaining l1lrough Arguing, a.3.0. (Fn . 27). 
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giseh. Einc weir<:re Untergliederung innerhalb dieser Kategorie i,t daher für die Beurteilung 

von Diskursivität nicht erforderlich . Argumentieren kann dagegen entweder monologisch 

oder dialogisch sein, was sich auF der Ebene der illokutiven Akt<.: zeigt. So scheinen ll1ehr<.:r<.: 

der in der obenstehenden Liste definierten Argumentationssprechakte intrinsisch dialogisch 

zu sein. 

Schaubild 4: Dialogische Argumentationssprechakte 

fragen 
schlid\cn Cl", den Behauptungen eines anderen Sprechtrs) 
begründen 
I.usrif11l1ll:T1 I akzc:-p rieren kine Behauptung) 
widersprechen (einer Behauptung) 
cinf;·iull1<,:n 

bd1~lrrell (;lIlgcsichrs VOll Wi(k"r~prllch und Gc.gcllargumcnren) 
zurücknehmen (e int: Beha.uplung) 

Quelle: Eigene [)elrstellung_' _ _ _ ~ 

Nicht allc Sprechakte, die in natürlichen Gesprächssituationen vorkommen, sind in diesen 

Listen berücksichtigt. Weitere Karegoricn sind rhetorische Sprechakte (zum Beispiel rhcro­

rische h'agen, Zitate) , diskurssrrukturierende Elemente (zum Beispiel Begrüßungsformeln, 

Verweise auf Jndere Sprecher, Meta-Diskurse), expressive Sprechakre (die eefühle ausdrü­

cken sollen) und Deklarationm (zum Beispiel Eröffnung einer Sirzung). Einige davon 

kennzeichnen eine spezifische Form der Interaktion, 7.lIl11 Beispiel findet sich die rhcrori­

sche Sprache oft in öffenrlichen Monologen. Um solche Unterschiede zwischen Interaktio­

nen in den ein~.e1nen Foren zu illustrieren, werden diese Kategorien mitgezählt, auch wenn 

die Heurteilung der Diskursivit;it lediglich auf dem Auftreten und dem Anteil von dialogi­

schen argullIenratiVl'n Sprechakren basiert. 

Die Sprechaktanalyse untersucht linguistische Interaktion sehr detailliert. Ein Redebei­

trag eines Sprechers besteht für gewöhnlich aus einer Vielzahl von Sprechakten. [n den 

meisten Fällen stellt ein einzelner Satz, manchmal aber auch ein einzelnes Wort oder ein 

Ausdruck einen Sprechakr dar, in anderen Fällen besteht er aus mehrerm S;itzen. [n vorge­

ferrigten Reden, wie sie zum Beispiel im Bundestag gchalten werden, sind einzelne Sprech­

akte meisr leicht zu identifizieren . In spontanen Gespr;ichsbeiträgen dagegen beginnen die 

Sprecher oft einen Sat~., zögern, korrigieren sich, paraphrasieren den Satz und wiederholen 

ihre Äußerung. In diesem fall besteht ein Sprechakt aus mehreren Sätzen. Das folgende 

Reispiel eines Redebeitrages aus der Bundesragsdebarre, in dem den einzelnen Sätzen je­

weils illokutive Akte zugeordnet wurden, illustriert die Methollc: 

"Or. J:'rnst V/ric" von Weizsiickn (SPO): Herr Präsidenr! frau DtlM. Meine sehr verehrren 
Damen unJ Herren' IBEGRÜssr.N] Ich sehe alle drei Anrr:ige als elhisch gur begründer und 
l1lolivierr an. [BEWERTEN] Es isr niemanden, der sich einem der Anträge eingeschlossen har, 
vorzuwerfen, sich die hage erhisch leichl gemachr oder sich gar JUS niederen Moriven ent­
schieden zu haben. [BEIIA Ll I'TEN ) Ich gesrarrc mir, insbesondere für den Anrrag, der den Na­
men Ivfm;got IJon Renl'ssl' rr;igr. diese posirive EinschiirZling zum Ausdruck zu bringen . [BE­
WERTEN] Anf.1ngs war ich durchaus in der Versuchung, mich dieser Iniriative anzuschließen. 
[BERICHTEN] Doch was hat mich daw gebracht, mich schließlich gegen eine Importerlaubnis 
alls/.lI.'pr<:chen' [['RAGEr<, rherorisch!" 

90.1 

Die fi:ir die Spn:chaktanalyse der Debatte verwendeten Daten bestehen aus den 'lranskrip­

ten der 214. Sit1.llng des Bundestags al1l 30. Januar 2002, die etwa drei.:inviertcI Stunden 

dauerte. Aus den verfügbaren Transkripten der Bürgerkonferenz wurde eine Sitl.llng von 
vergleichbarer Dauer ausgewählt. ·1H 

In der Analyse der Bundestagsdebarre und der Bürgerkonferenz wurden für jeden Spre­

cher einzelnc Sprechakte ausgezählt und typologisiert. Es mag eingewandt werden, dass die 

Isolaeion von Sprechakten und Einordnung in Kategorien wie FORDER:-.I , BERICHTEN, h.ST­
STELLEN oder VERMUTEN in nicht geringem Ausmag subjekriv sei. Aus diesem Grund wur­

de die Kodicrung von zwei unabhängigen Kodierern unter Zuhilfenahme eines Codebuchs 

vorgenommen, das die Definitionen der Sprechakte nach Kriterien von John Sem'Le enthielt. 

Die Liste der Sprechakre war von den Kodierern nach einer ersten explorariven Analyse des 

Materials gemeinsam entwickele worden. ·1'! Für einzelne Gespr;ichsbeiträge fand sich zwi­

schen den Kodierern eine Varianz von 10 bis 15 Prozent. Die Varianz betraf zumeist die 

Anzahl von Sprechakten eines bestimmten Typus, die innerhalb eines Einzelbeitrags gezählt 

wurden. 4u In der Aggregation (das heißr in der Gesamtzahl der jeweiligen Sprechakttypen ) 

hoben die Abweichungen sich meist gegenseitig auf, so dass es insgesamt keine systemati­

sche Vcrzerrung in eine bestimmte Richtung gegeben zu haben scheint. Insgesamt kann die 

Sprechaktanalyse also als hinreichend zuverlässiges Instrument betrachtet werden, das re­

produzierbare Resultate hinsichtlich der Analyse von Inrerakrionsmodi liefert. 

3.2. Die Messung von Präferenzwandd 

Präferenzänderungen lassen sich entweder am Verhalten eines Akteurs ablesen oder aus des­

sen Selbstberichten in Befragungen oder Inrcrviews. Bei der parlamentarischen Debatte 

erlaubte die namenrliche Abstimmung Schlüsse auf der Grundlage des Abstimmungsver­

halrens: Es wurde .schlicht angenommen, dass bei den Abgeordneten, die für den Antrag 

stimmten, den sie vorher unterzeichnct harren, kein Präferenzwandel vorlag. An die verblei ­

benden Abgeordneten, die keinen der drei Anträge unterzeichnet hatten , wurde ein kurzer 

fragebogen versandt. Die wichtigsten Fragen hierbei waren, ob die Adress<lten aus dcr De­

barre neucs J-:aktenwissen gewinnen konnten, ob sie neue Aspekre als relevant für die Be­

wertung erkannt und ob sie ihre Pr;iferenzen zwischen den Anträgen während der Debatte 

verändert hatten oder von jemand andercm wussten, bei dem dies der Fall war. 

38 In dieser Sit7.ung diskutieren die Bürger dariiber, welche A~pckte des Themas die höchste Rele­
Van7. haben und welche Fragen sie den Experren in der letzten Anhörung stellen wollen. Sie 
wurde ausgewiihlr, weil sie keine Präsentationen vo n Experren beinhalret und weil sie am zweiten 
Wochenende st,m['lnd, an dem anfangliehe Organisarionsproblelllc bereits gelösr waren. Die In­
reraktion schien deshalb dem idealtypischen Modus der Bürgcrdelihcrarion arn lüchstcn ZU kom­
Inen. 

39 Die -Iranskripte der parlamelltari~chen Debarre wurden seirens der Autoren unablü;llgig k~d i e rt , 
d ie 'Iranskripte der ßürgerkonfcrenz von [xxi und Iyy]r. Alle Kodierer waren mit der Sprech,tkt­
analyse verrraut. 

40 Zum Beispiel neigre Kodierer 3 dazu, mehrere rragcn 7.lI registrieren , wo Kodierer I nur eine re­
gi~lTicrre, die ein - oder zweimal paraphrasiert worden war. Eine weitere:: in gcwiss~r \X'cisc sysre­
marische Varianz betraf die Klassifizie rung von Sprechakren als BEURTEILEN (d<lInit als Argulllen­
rationssprechakt) oder BEWERTEN (damit als Verhandlungssprechakt), wo Kodierer 3 häufiger 
ersteren identiflzierte lind Kodierer I hiillfiger let7.teren. 
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Für die Bürgerkonferenz ist eine umfassende Evaluation von jörg Helming und Bhgit Erd­
wien" I verfügbar. Die gesamte Veranstaltung wurde mithilfe von Tonhand- und Videoauf~ 
zeichnungen ausführlich dokumentiert. Vor der ersten und nach jeder darauf folgenden 
Sitzung füllre.n die Teilnehmer Fragehogen zur Atmosphäre in der Cruppe, zu ihrer Ein­
schätzung des Verlaufs und zu ihren eigenen Gefühlen und Meinungen aus. Antworten auf 
Fragen, die die eigene Kenntnis der ·Ibematik und die vergleichende Bewertung von Argu­
menten für und gegen die Forschung mit emhryonalen StaJ11ll1zellen betreffen, dienen als 
Indikaroren für Präferenzwandel. Weiterhin weist die qualitative Einordnung der Konferenz 
seitens der teilnehmenden Beobachter auf Präferenzwandcl hin. 

4. Diskurs, Koordination und Aktl'llrspräjerenzen in ParlmnmtsplenurrI und Bür;gerkonjerenz 

4.1. Diskursivität 

Die Bundestagsdeharre über den Import embryonakr Stammzellen am 30. Januar 2002 
war vollständig öffendich, in mancherlei Hinsicht sogar mehr als andere Debatten . Wenn­
gleich alle Sirl.llngen des Bundestages öffendich sind; genoss diese besondere Aufmerksam­
keit, wurde im Fernsehen live übertragen und von einer Vielzahl von Journalisten analy­
siert. Sowohl für den einzelnen Sprecher als auch für die Institlltion als solche hing von 
dem dortigen Auftreten viel Reputation und Ansehen ab. 

Trotz des hohen Niveaus der Argumentation kann die Bundestagsdebatte entsprechend 
unserer Definition nicht als diskursiv bezeichnet werden und entspricht damit dem idealty­
pischen lnteraktio nsmodus der Debatte. Wie die Ergebnisse d~r Sprechaktanalyse deutlich 
zeigen (siehe unten), erfüllt die Plenardeharre nicht das KJiterium der dialogischen Interak­
tion. Offenbar haben grundlegende Interaktionslogiken und Verfahrensanforderungcn in 
dieser Konfiguration den Dialog und damit die Diskursivität verhindert. Die Redezeiten im 
Bundestag werden auf Basis der Anzahl der Unterzeichner eines Antrages zugeteilt, und die 
Liste der Redner wird im Vorhinein festgelegt. Dadurch findet eine Auf:spalrung des Fo­
rums in Sprecher und Zuhört:r statt, wobei es für die Zuhörer nahezu unmöglich ist, selbst 
Sprecher zu werden, ohne eine Störung zu verursachen. Die Redner haben ihre Beiträge im 
Voraus angefertigt, und die Rednerliste sowie begrenzte Sprechzeiten müssen strikt durch­
gesetzt werden. 

In der Bürgerkonferenz bemühren sich die Organisatoren, Öftendichkeit und Dialog­
gualitär zugleich zu gewährlei.m:n. Ein Teil der Konferenz, die Experrenanhörung, war voll­
ständig öffentlich und wurde von vielen interessierten Bürgern besucht. W:ihrend der Ple­
numssit/.ungen stellten ein Publikum aus teilnehmenden Beobachtern und die 
TonbandaufZeichnungen in gewissem Umfang Öffentlichkeit her. Die dialogischen Eigen­

schaften wurden durch eine verhältnismäßig kleine Forumsgröße ermöglicht und durch das 
ermutigende Auftreten der Moderatoren verstärkt. Die klare Intention dieser Verfahrensre­

geln und der Anordnung des Forums besrand darin, dass es jedem der Teilnehmer möglich 
sein sollte, jederzeit das \X'ort zu ergreifen. 

4 1 HIIIIS}Ö"g Henf/ ing 1 Hirgitt Frdwien. Bürgerkonterenz 7.ur Stammzellforschung 200312004, Ab­
schlussbcrichr, Unive rsi tät Bremen, Institut tür Psycholo;;ie, Bremen 2004, S. 1 - 94. 
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In der Mikroanalyse der einzelnen Sprechakte zeigen sich die idealtypischen Aspekte der 
Interaktion sogar noch deutlicher. Die folgende ·hbelle illustriert die Häufigkeit der ver­
schiedenen ·IYpen von Sprechakten in der Debatte und der Deliheration. 

TabeUe 1: Jjpen von Sprechakten ;', Bundestagsdebatte und BiirgerkonJerenz 

Spreehakll)'p Bundestag Hürgerkonfcrenz 

! Anzahl f'rozcnl Anzahl Prozent 

Argumentation 1061 76 636 70 
Verhandlung .n 2 13~ 15 
rhem risch 41 .l I 0 
Diskur.I\-Srnlkturit.Tc'.'f 226 1(, IO.l 11 

Expressive :16 .l 25 5 i 

Andere 0 0 8 I I 

Beiträge von l\1odcraton:n lind ()rganis:noren sind hit'f nicht herücksichtigt. 

Quelle: Eigene Daten. 

In beiden hillen schtigt sich der Effekt der Öffentlichkeit auf die Interaktion - auf der illo­
kutiven Ebene - in der Dominanz argumentativer Sprechakte nieder. Bei genauerer Unter­
suchung des prädikativen Inhalts der Äußerungen (der hier nicht analysiert wird) zeigt sich, 
dass der Rückgriff auf nicht generalisierbare, private Gründe g:inzlich vermieden wird. Ar­
gumentative Sprechakte machen drei Viertel der Gesamtzahl aus, wobei der Prozentsatz in 
der Deha[[e noch höher liegt. Um Verhandlungssprechakte handelt es sich hier nur in zwei 
Prozent der Fälle, in der Bürgerkonferenz dagegen in 15 Prozent. Die Öffentlichkeit und 
der Rechtfertigungscharakter der Debatte erklären die nicht unerhebliche Za hl von rein 
rhetOrischen Sprechakten und Expressiven. 

Zur Beurteilung des Dialogcharakters von Interaktion ist der Anteil der spezif1sch dialo­
gischen Sprechakte an den argumentativen Sprechakten von besonderer Bedeutung. Mit 
nur 16 Prozenr machen d iese kaum mehr als ein Fünftel der Gesamtmellge in der Debatte 
aus. Dass dieser Prozentsatz auffällig klein ist, wird im Vergleich mit den Ergehnissen der 
Bürgerkonferenz deutlich, wo mehr als die Hälfte der argumentativen Sprechakte (56 Pro­
zent) auch dialogisch ist (siehe Tabelle 2). 

Tabelle 2: Arglimentatiomsprechakte in Blindesta~ lind Biiry, erkonJerenz 

Sprcehakttyp Bundestag Büt;;erkonferenz 

Allzahl Prozenr Anzahl Pro7.enr 

dialogisch 1(,9 16 3'59 56 
fesrstellen 223 21 140 22 

behaupten 500 47 48 R 

andere 1(,') 16 89 14 

Bt'irräge von Moderatoren und ()rgJ.l1isaron.:n s ind hier nichl bcrikksichrigr. 

I Quelle: Eigene Daten. 
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Die in der parlamentarische.:n Dc.:barre.: dominanren Typen argumentativer Sprechakte.: sind 

c.:indeutig das BEHAUPTEN und das hSTSTELLEN4~ Vide Bc.:iträgc bestc.:hen im Wc.:senrlichen 

aus einer AufL.ähl ung VOll l3ehauprungc.:n. Dies wi rd durch die sehr spc.:zifische Situarion des 

iiffenrlichen Monologs ermöglicht. In dialogischer Interaktion werden solche Behauprun­

gen oft angefochten, und es ist weit schwieriger, Annahmen als gc.:gebene Tatsachen voraus­

zusetzCl1. Die Möglichkeit herausgefordert zu wc.:rden, hält die Rc.:dner eher von kontrove.:r­

sen Behauptungen ab, sofern sie nicht fähig und willens sind, diese zu verreidigen. 

Tabelle 3: Spezifizierung der Sprechakttypen in Bundestag und Bürgerkonforenz im Vergleich 

Sprechakt BlIl\desrag ßürg~rkon~~rcnz . 

AJl1"thl Prozent Am.ahl Prozent 

fraoen 
" 

0 0 67 19 

zurücknch mtn 0 0 I <I 

beharren I <I 17 5 

einräumen 16 ') 6 2 

widersprechen 25 15 66 18 

7.11stimmen 11 7 4H 13 

schlidkn 52 31 22 6 

begründen 64 37 132 37 

Summe 169 369 

Beirräge von Modcr~Horen une..! Organisatoren sind hier nic.:hr herikksichtigt. 
Quelle: Ei~erle Daten. 

- - - - -- - - --~--

I 

Die nähere Betrachtung der Typen dialogischer Sprechakte, die in den beiden rore.:n jeweils 

am häufigsten vorkamen, ist ebenfalls sehr aufschluss reich (siehe Tabelle 3). In der parla­

mentarischen Debatre ist eine deutliche Dominanz von Folgerungen und Rechtfertigungen 

erkennbar. In der Bürgerkonferenz ist der Anteil der Rechtfertigungen ähnlich, wobei ande­

re dialogische Sprechakre einen weit größeren Prozenrsat7. ausmachen. D ies kennzc.:iehner 

den Produktcharakte r der Argumenration in der parlamentarischcn Debatte im Gegensatz 

zu ihrem Prozesscharakre.:r in der Bürgerkonferenz. Obgleich Folgerungen und Rechtfe rti­

gungen als dialogische Sprechakte betrachtet werden können und sollen , sind sie für das 

Produkt und den Prozess der Argumentation gleichermaßen wesc.:ndich. fRAGEN, BEHAR­

REN, WIDERSPRECHEN odc.:r Z USTIMMEN sind im Gegen,'atz hierw e.:her kennzeichncnd für 

den Prozess als für das Produkt: Sie geben an , in \wlchen Bereichen weitere.: Rechtfer tigung 

nörig ist. Es sollte außerdem beachtet werden, dass die Gesamtzahl an RcchttCrtigungen 

und Folgerungen in der Debatte weit niedriger liegt als in der Bürgerkonferenz. Dies 

scheim in Anberracht de.:s Rechtfertigungscharakters parlamenrarische.:r Kommunikation 

vcrwundcrlich. 

"'2 Die Unrerscheidung der heiden b'lSicrt auF der Ann"hl1le, dass es sich bei Behauptungen um 
Cdcullgsansprüchl' handdt, bt'i dl'I1t'.1l der SprcdH:r noch dne KOlurO\'LTse allt'rkenllt ) w;ihrend 
Feststdlungen eine Oh(·reinkunfr voraussetzen , also etwas ;115 gegeben angenommen wi'rJ (znlll 
Beispiel ).Wie wir wissen .. ... : ,.Wie hereits gezeigt ... ") , 

907 

4.2. Koordinativität 

In parlamentarischen Regierungssystemcn wie Deutschland, wo die Regierung imme.:r mit 

einer sicheren Ccwinnkoalition ausgestattet ist, crscheinr Koordination im parlamentari­

schen Plenum weder möglich noch notwendig, da die notwendige Mehrheitskoalition be­
reits e.:xistiert und in der Alltagspraxis der we.:chselseitigc.:n Kommun ikation von Regierung 

und Mehrheit politisch- inhaltlich sr,indig akrualisierr wird .' .' 1m Vergleich mit üblichen 

Gesetzge.:bungsp rozesscn und Plenardebarren war die l3eEJssung mit dem Import embryona­

ler Stammzelle.:n sicherlich ein Ausnahl11ef't11. Die Frakrionsdisziplin war autge.:hoben, um 

den Ahgeordnl'ten wermöglichen, die Angelege.:nheit als Ccwissensfrage zu bctrachten. Da 

d ie Entscheidung anders als im Regel fa 11 nicht von Expertc.:n innerhalb der Fraktionen vor­

gegeben war und daher von de.:n Stimme.:n der Me.:hrheit biopolitische.:r Laien im Bundestag 

abhing, standen die Abgeordne.:ren in ihrer Meinungs- und Pr'iferenzbildung UlHe.:r beson­

derem Druck und waren einer ungewöhnlichen öfFcntlichen Beobachtung ausgesetzl. Da 

die.: meisten von ihnen das Ergebnis als völlig olten betrachteten , nahmen sie die Aufgabe 

als besondere instirutionelle Verantwortung wahr. So schie.:n in der Tat eine "Sternstunde" 

vonnöten, um eine.: verantwortungsvolle Entscheidung von solcher Komplexität und Kon­

sequenz LU t relten . Die Debatte und die Entscheidung, so wurde unterstellt, würden auch 

etwas über die.: F,ihigkeit des Parlaments aussagen, mit zukünftigc.:n Herausforderungen 
ähnlicher Art umzugehen. 

Die Staml11zell-Dcbatte im Bundestag weicht somit in mehrfacher Hinsicht vom Ide.:al ­

typ ab. Keiner der drei Anrräge hatte eine ab.mlute Mehrheit der Abgeordneten hinter sich 
versammeln kiinnen, und nur drei Viertel harten überhaupt einen Antrag unterzeichner. 

Um eine absohne Mehrheit zu erreichen. waren die Antr:lgsführer auf zusärzliche Unter­

stü tzung angewiesen. In Anbetracht des nicht-dia logischen Modus der lnrerakrion bleibt 

jedoch zweifelhaft, ob selbst unter solch günstigen Umständen das für eine Mehrheir nötige 
Ausmaß an Koordination im Rahmen einer Plenardcbarte möglich ist. 

Die Sprecher für die zwei rad ikaleren Anträge - also vollständ iges Verbot beziehungswc.:i­

se vollständige Freigabe des Imports - waren sich der Attraktivirät ci nes Mittelwegs beson­

ders fü r unentschlossene oder weniger inform ierte Parlamentarier bewusst. Sie hofften, die­

ser Tendenz entgegc.:nzuwirken, indem sie Magstäbe von Konsistenz und logischer 

Konsequenz betonten. Die Befürwortel' des Komprol11issan trages bemühten sich, die Se­

mantik des Kompromisses und den Eindruck von Zugeständn issen an beide Seiten zu ver­

meiden. Startdessen versuchten sie, eine Interpretation der erfolgreichen Verständigung 

durchzusetzen. Gegen Jas rhetorisch machrvolle Bild des Dammbruchs stellten sie Bilder 

des Brückenhaus, eincr ku rvenre ichen Straße oder eincs stark bewachten Tores. Sie spra ­

chen auch die Qualität und Unabgeschlossenheit der Debatte an und drückten ihren be­

'sonderton Respekt für diejenigen aus, die negative soziale Konseque.:nzen befürchteten, wenn 

der Status des Embryos e.: inmal angetastet würde. Das Motiv für diese Rechrferrigungsstra­

tegie lag möglicherweise darin, zu zeigen, dass trotz der auf hohem 'argumentativen Niveau 

gctlihrten Debatte Begründungen unvollständig blieben und ein Kol1S<:ns 'lUger Reichweite 

gerate, dass also eine politische Entscheidung unumgänglich sei: Weitergehc.:nde Komllluni-

43 In pr,isidenriclIcn Systemen isr die IllStirutionalisicrung der Dehatte als idealrypischer Interakti­
onslllodus im parlamentarischen PI"rntln weniger wahrscheinlich. Vielmehr ist hier fasr immer 
eine An von Koordination erForderlich. 



908 

kation würde demzuf()lge nicht etwa die eine ri chtige Lösung enthüllen, sondern vielmehr 
die moralische Kluft verriefen. 

In dieser besonderen Debatte sahen sich die Sprecher vor einer doppelten Herausforde­
rung: Einerseits wetteiferten sie um die Stimmen der noch immer unentschlossenen Kolle­
gen, die keinen der Anträge unterzeichnet hatten. Andere rseits, und trotz des Umstands, 
dass über Anträge und nicht über Gesetzesvorlagen abgestimmt wurde, mussten sie die 
parlamentarische Funktion erfüllen, ihre Entscheidung vor der Öffentlichkeit zu rechtferti­
gen. Beide Aufgaben machten Koordination, die Kompromisse über praktische Gründe 
erforderlich machen würde, schwierig. 

Im ralle der Bürgerkonferenz kann von mindestens dtei Aspekten angenommen werden, 
dass sie die Koordinativität im Vergleich zum Idealtyp der Deliberation deutl ich reduziert 
haben. Der erste ist die Absicht des Organisationskomitees, die Vielfalt der Meinungen 
und Werte darzustellen , statt aktiv einen Konsens anzustreben. Dies zeigte sich auch im 
Verlieht auf das "Konsensus"-Etikett. Obwohl das Forum nach dem Vorbild der dänischen 
Konsenskonferenzen gestaltet worden war, zogen die Organisatoren den Begriff der "Biit­
gerkonfercnz" vor, um die Implikation der Einstimmigkeit zu vermeiden, die ihrer Mei­
nung naeh die soziale Realität hinsichtlich des Themas Stammzellforschung nicht wider­
spiegelte.';" Ein zweiter die Koordinativität reduzierender Faktor war der Umstand, dass die 
Konferenz stattfand, als der Bundestag die Entscheidung bereits getroffen hatte, so dass das 
Bürgervorum keinen unmittelbaren Einfluss auf eine politische Entscheidung nehmen 
konnte. Schliel~lich hatten die Bürger auch kein privates, materielles Interesse an der Ent­
scheidung, und es wurde ein besonderer Schwerpunkr auf die Repräsenrarivirät der Biirger­
gruppe gelegr, die durch ein anspruchsvolles System der Zufa llsauswahl gewährleister wur­
de. Dies gab den Teilnehmern die Möglichkeit zu einem einfachen und mehr oder weniger 
kostenfreien Ausstieg aus dem Verfahren, was dessen Koordinationspolenzial weiter ein­
schränkre. Als das Bürgervorum im März 2004 dem Bundestagspräsidenren überreicht 
wurde, harren fünf von zwanzig Mitgliedern die Gruppe bereits verlassen. Insgesamt war 
der externe Koordinationsdruck in der Bürgerkonferem: also nicht sehr hoch. 

Daher ist interessant, dass koordinative Verhandlungssprechakre im Deliberations-Set­
ting überraschend häufig vorkommen (vgl. Tabelle I) . Die Öffentlichkeit war in der Bür­
gerkonferenz geringer als in der Debatte, was die Anreize für Verhandeln prinzipiell erhöht. 
In Anberracht der Tarsache, dass die Teilnehmer kein materielles Interesse an den Ergebnis­

sen des Verfahrens harren und die Exit-Option ständig zur Verfügung stand, erscheint ein 
Verhandeln im klassischen distriburiven Sinne für diese Konfiguration jedocl~ unwahr­

scheinlich. Darüber hinaus liegt der gesamte Prozentsarz der argumentativen Sprechakte in 
der Debatte nur marginal höher als in der Bürgerkonferenz, so dass das Verhandeln das 
Argumentieren nicht beeinträchtigt zu haben scheint. Bei genauer Betrachtung der Sirua­
tionen, in dcnen Verhandlungssprechakte vorkommen, zeigt sich, dass diese hauptsächlich 

in einem Kontext prozessualen Meta-Diskurses auftreten. Verhandelt wird darüber, wan n 
die Sitzung am folgenden ·hg beginnen soll oder ob ein ·Ihema in Kleingruppen oder im 

44 VgJ. Ali ben .'lalem f Chrisro!Jimnerr, Planung lind Organisation der Bürgerkonferenz, in : Chrisrof 
·({umerl f Pe/er Wiederntlrm (Hrsg. ), Srammzellen im Diskurs: Ein Lese- und Arbeitsbuch zu einer 
Bürgerkonferenz, München 2004, s. 106 - ll6, S. 106. 
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Plenum zu diskutieren ist. Die meisren der Verhandlungsspreclukte sind Vorschläge oder 
Bitten, Drohungen oder Versprechen kommen nicht vor. 

Die Transkripte zeigen hinsichtlich des notwendigen Grades an Koordination eine mehr 
oder weniger profunde Unsicherheit sowohl bei den Organisatoren als auch hei den Tei l­
nehmern. Die Organisaroren und Moderaroren hatten ein klares (sogar materielles) Interes­
se am Erfolg der Kont<::renz. Erfolgskriterien sind die Einhaltung des Zeirplans, keine oder 
eine möglichst kleine Zahl an Austritten und vor allem ein vorzeigbares Ergebnis in rorm 
des Bürgervorums. Gleichzeitig mussten sie jeden Eindruck autoritärer Einflussnahme auf 
das Verfahren und die Meinungen der Teilnehmer vermeiden. Auf der Seite der Bürger 
lenkre der starke Wunsch, zu lernen und alle relevanten Aspekte des Themas zu berücksich­
tigen, vom Ziel eines gemeinsamen (oder sogar einstimmigen) Votums ab. 

In der Gruppe bestand jedoch eine groEe Sensibilität flir diese Problematik, und die 
Teilnehmer hatten eindeutig höher gesteckte Erwartungen an die Konferenz als die Organi­
satoren. Statt sich mit der Darstellung der allgemein bekannren Meinungsvielfalt und des 
unauflösbaren moralischen Konflikres zufrieden zu geben, betrachteten sie ihre Ergebnisse 
als wichtigen Input für den politischen Prozess. Darüber hinaus erkannten sie, dass nur 
eine klare Mehrheit oder ein Konsens Politiker veranlassen könnte, ihre Positionen zu über­
denkt'n. Sowohl in den Fragebögen als auch in den Diskussionen kritisiereen die Teilnt:h­
mer, dass die Expertenanhörungen und deren Vorbereitung zu viel Zeir geraubr hätten, die 
besser für die Ausarbeirung des Votums hätte genutzr werden künnen - und somit für Ko­
ordination in der Gruppe. Insgesamt scheint es, als hätte die gruppcninterne Dynamik die 
für Koordination weniger günstigen Kontextfaktoren zumindest teilweise aufgewogen. 

Wenn man das nicht-konsensuelle Vorum betrachtet, erscheinen die koordinativen Qua­
litäten der Bürgerkonferenz zunächst eher gering. Es muss jedoch bedacht werden, dass in 
der Bürgergruppe nur geringe Vorkennmisse zur embryonalen Stammzellforschung bestan­
den und dass die meisren Mitglieder sich mit der Fachterminologie erst vertraut machen 
mussten. Demzufolge wurde ein großer Antt:il der Konferenz7.eit dt:r Informarion und der 
Vorbereirung der Expertenanhörung gewidmet. Angesichts des daraus resultierenden Zeit­
mangels ist der erreichte Grad an Koordinarion nicht unerheblich. Zudem ist nicht nur der 
konsensuclle Teil des Votums recht umfassend , sondern es konnte auch in Bereichen Eini­
gung erzielt werden, die nur scheinbar reine Verfahrensangelegenheiten waren , etwa welche 
Experten eingeladen und welche Fragen gestellt werden sollten. 

Wenn der Konsens von vornherein als Haupterfolgskriterium behandelt worden wäre 
und die Gruppe mehr Zeit für die Koordination gehabt h,üte, wäre ein einvernehmliches 
Votum sicherlich eher möglich gewesen . Angesichts der bereirs hohen Anzahl an Ausstiegen 
ist jedoch davon auszugehen, dass der Koordinationsprozess die Gruppengröße weiter redu­
ziert hätte. Diese häufige Inanspruchnahme der Exit-Option von benachreiligten und un­
zufriedenen Mitgliedern mit Minderheitsmeinungen wirft einen weiteren Scharten auf die 
ohnehin eingeschr:inkte demokratische Legitimität von Konsenskonferenzen. 

4 .3. Präferenztransformation 

Die der Bundestagsdebatte vom 30. Januar folgende Abstimmung war eine namentliche, zu 
der alle Abgeordneten im Plenum erscheinen und ihre Srimme abgeben mussten, die dann 
mir ihrem Namen und Wahlkreis registriert wurde. Mehr als 75 Prozenr der Abgeordneten 
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hatten einen der Anträge umerschriebcn. Ei n Grund. aus dem einige Parlamemarier weiter­

hin zögerren. sich einem der Anträge anzuschlielSen, ist darin zu suchen , dass sie trorz der 

ausgeserzren Fraktionsdiszipli n nicht wilkns waren, sich gegen die Mehrhcir der eigenen 

rraktion auszusprechen. Allerdings gab es auch eine beträchtliche Anzahl unentschiedener 

oder schlech t informierter Mitglieder. Da die 138 Abgeordneten, die keinen der Anträge 

unterschrieben hatten, das Votum prinzipiell entweder in Richtung des Verbots oder des 

Kompromisses beeinflussen konnten, wurde das Ergebnis der Entscheidung als mehr oder 

weniger offen betrachtet. Dementsprechend - und im GegensarL wanderen Debatten -

schien Raum für die Pr;ifcrenzformation und -transformation während der Debatte vorhan­

den LU sein. Zumindest hinsichtlich der so geäulSenen Präferenzen erlaub t die namentliche 

Abstimmung also Aussagen über die H äufigkeit von Pr,iferenzänderung im Plenum. 

Ein eindeutiges Anzeichen für Präferenztransformation würde vorliegen, wenn Parla­

mentarier für einen anderen Antrag stimmen, als sie unterzeichnet haben. In diesem Fall 

hätte die Konfrontation mit neuen Informationen und Argumenten trotz der sonst un­

günstigen Bedingungen ofFensichtlich Auswirkungen auf die Präferenzbildung gehabt. 

Doch widerlegt ein Blick auf die Ergebnisse der Abstimmung diese Möglichkeit schnell. 

Mit einer einzigen Ausnahme hat keines der 460 Mitglieder, die bereits einen Antrag unter­

zeichnet hatten, in der ersten Runde hir einen anderen ges timll1t.45 Dies überrasehr wenig: 

Mit ihrer Umerschrifr umer einen der Amräge zeigen die Parlamentarier, dass sie ihre Mei­

nung im Bewusstsein der relevanten Argumente gebildet haben . 

Folglich muss das Augenmerk auf diejenigen 138 M itglieder des Bundestags gerichtet 

werden, die keinen der Anträge unterzeichnet harren. Die Überzcugungsversuche der Red­

ner waren in erster Linie an diese "unentschlossenen" Mitglieder gerichtet. Tabelle 4 zeigt , 

dass die Anzahl derjenigen , die für das Verbot stimmren, unter den Antragsunterzeichnern 

Tabelle 4: Stimm verhalten von Unterzeichnern und N icht-Unterzeichnern der Anträge 

Mi(gli~der Srimmen (Summ~) Unterzeichner Nichtunrcrzcichner 
Sdmmetl-
gewinn 

Anfrag Anzahl Pro'/.ent Anzahl PrOi'~C'nl An7."hl Prozent Prozent 

V~rbor 163 42 ,62 217 47.1 7 46 33.33 - 1.3 .X4 

KOll1prolllis~ 215 36.46 1("" .35.4.' (,2 44 .92 +9,1j') 

Zubssung 106 17,17 80 17..3') 26 18.84 + 1,45 

Enthalrung 4 0,66 0 0 4 2,89 

Summe 598 100 1j60 100 138 100 I 

Anteil der Stimmen. die ieder der Anrräge im Vergleich 7.ur Zahl .<einer Unrerzeichner in der Almim-
mung hinzugewonnen hat. 

Quclle: Eigene Bere<.:h 11 1I ligen . 

45 Die"T Ab!;cordncre harre den KUlllprolllissanrrag unrerl.eichnet, srimmre ahn im ersren \Vahl­
gang hir das Verbot. Im zweiten Wahlgang, der eine Srichwahl zwischen dem Verbors- und dem 
KOlllpromi"anrrag wa r, srimmr<: er für den Kompromiss. Mögliche Erklärungen sind, da.'" er 
versehenrlieh das falsche Feld ankreuzre, dass er in informellen Gesprächen zwischen den beiden 
Wahlgängen übnzcugr wurde oder dass er durch die Dcbarre unschlüssig wurde, aber dan n das 
Vercrauen in seine ursprüngliche Prär<:rcn'l. zurückgewann . 
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besonders hoch wal', während die Anzahl dere r, die sich fü r den Kompromissanrrag aus­
sprachen, unter den Nichtunterl.eichnern besonders hoch war. 

Verglichen mir der Nullhypothese, dass die Srimmen der Nichrunter'l.eichner ebenso auf 

die drei Anträge verteilt sind wie die der Unterzeichner, kann der KUlllpromissantrag einen 

klaren Zuwachs an Stimmen verzeichnen, w;i1lfend der Verbotsantrag verliert. Ist dies ein 

Anzeichen dafür, dass die Debatte die Pr,iferenzen in Richtung des Kompromissanrrags 

beeinHusst hat? Obwohl d iese Interpreration im Hinblick auf die 'E\uglichkeit des Parla­

ments als deliberatives forum günstig wäre und obwohl sie von Anh:ingern des Kompro­

missantrags unterstützt wird , gibt es plausible AlternativerlJärungen: Die eine liegt in der 

'Iendenz von Nicht-Experten, einen Mit telweg zu suchen, statt in einer ihnen wenig ver­

trauten Frage eine extreme ['osition einzunehmen. Eine andere liegt in dem Umsrand, dass 

sich die Gruppe, die sich für ein vollständiges Verbot aussprach . bereits viel früher und in 

einem anderen Kontexr formiert hatte, als die Gruppe, die den Kompromissantrag enrwi­

ckelte. Der unerwartete Erfolg des Kompromissantrags im Vergleich mit der Anzahl seiner 
Unterzeichner ist insofern ein wenig überzeugender I ndikator für IYiferenztransformation 
während der Debatte. 

Daher, und um mehr über die PräferellZtransformation der Parlamenrarier herauszufin­

den, die keinen der Anträge unterschrieben harren, wurde unter diesen eine anonyme Be­

fragung durchgeführr. Sie soll ren angeben, wann sie sich eine Meinung in dieser Angele­

genheir gebildet hatten und inwieweit diese von der Debatte beeinflusst wurde. Von den 

138 "unentschiedenen" Parlamcnrariern schickten 26 (19 Prozent) den Fragebogen zurück. 
Angesichts der Tatsache, dass die Entscheidung über den Import embryonaler Stammzellen 

zu diesem Zeirpunkt beinahe vier Jahre zurücklag, ist die niedrige Antwortrate wenig liber­

raschentl. 46 Die geringe Anzahl der Antwortenden verbieret es, weitreichende Schlüsse aus 

der Befragung zu ziehen. Dennoch sind einige Extrapolationen möglich und liefern Hin­

weise im Hinblick auf die Möglichkeir von I'r,iferenzrransformation in parlamentarischen 
Debatten. 

Auf die Frage, ob sie sich mit dem 'I11ema im Vorfeld der Bundesragsdebatte befasst 

hätten, antworten 21 I'un 26 emweder "ja, intensiv" oder "ja. ein wenig". Zehn geben an. 
dass sie zu Beginn der Plenardebatte eine feste Meinung harren , neu n antworten mit .,eher 

ja" und sieben mit "eher nein", so dass wirlJich ullcIHschlossene Mitglieder eindeutig in 

der Minderheit sind. Gefragr, ob die Debatte ihnen geholfen har, offene Fragen 7.U klär<:n. 

sagen 16 "nein" oder "eher nein". Hinsichtlich der Gründe zeigt sich ein ähnliches Bild: 14 

antworten mit "nein" oder .,eher nein" auf die Frage, ob sie neue Bewertungsaspekte er­

kannr haben. In diesem Fall geben jedoch sechs Mitglieder eine klar posiril'e Antworr und 
weitere sechs antwonen "vielleicht". 

Trotz des Umstands, dass sowoh l kognitive Einstellungen als auch praktische Crlinde 

nichr gänzlich von Argumenten in der Debatte unbeeinflusst blieben, existierr nur ein ein­

ziger Fall von manifester l'räfercnzrranst,mnation in der St ichprobe: Eine Befragte gibt an, 

dass sie, obwohl sie im Vorhinein das vollständige Verbot unterstützt hane, überzeugt wur­

de, für den KomprolllissaIHrag zu stimmen, SieDen Befragte teilen mit, dass sie VO ll einem 

46 Um einzuschärLen, ob die Srichprobe repräsentativ für die Cesamrheit ist, wurden die Teilnehmer 
geber<:n, ihr Geschlechr anzugeben und ob sie den Regierungs- oder den Opposirionsfrakrionen 
angehörten. Die Ergebnisse zeigen, dass die l:kfragren überp roporrional häufig männlich waren 
und den Opposirionsfrakrionen angehörren. 



912 

anderen Ahgeordneten wissen, der seine Präferenz während der Debatte geändert hat, wäh­
rend 19 keinen solchen Fall von Präferenzwandel kennen. Natürlich könnten diejenigen, 
die angehen, eine Person zu kennen, die ihre Präferem. geändert hat, alle an dieselbe Person 
denken. Da sie auf Regierungs- und Oppositionsparteien verteilt sind, ist es jedoch wahr­
scheinlicher, dass einige von ihnen von unterschiedlichen Fällen wissen. Von der Stichprohe 
auf die Gesamtzahl der Nicht-Unterschreibenden extrapolierend, erscheint es gerechtfertigt 
anzunehmen, dass höchstens zwischen einem und drei Prozent der ßundestagsmitglieder 
ihre Präferenz als Ergebnis der Debatte geändert haben. 

Die Analyse der Deliberation in der Konsenskonferenz lässt ein größeres Ausmaß und 
eine andere Richtung der Präferenztransformation erkennen. Eine Mehrheit der Bürger . 
bestätigt einen starken Einfluss der Experten auf ih re Meinungsbildllng."? Direkt nach der 
Anhörung gibt etwa die Hälfte der Teilnehmer an, dass diese sie skeptischer gemacht hat. 'H 
Allerdings hatten die Bürger seihst die überwiegend skeptischen Experten ausgewählt , was 
für eine kritische Grundtendenz in der Gruppe spricht. Außerdem zeigen die Transkripte 
eine gewisse Entwicklung weg von faktischen, hin zu ethischen und politischen Fragen. 
Eine ~rage des Evaluationsteams betraf die Aspekte, die die Teilnehmer als wichtig für die 
Bewertung der embryonalen Stammzellforschung erachteten. Während die Reihenfolge der 
Aspekte in der Konrrollgruppe zwischen den Zeitpunkten des ersten und dritten Konfe­
renzwochenendes stabil blieb,'t~ änderte sie sich in der Bürgergruppe während der drei Wo­
chenenden signifikant.50 "Ethische Aspekte" werden von Beginn an am höchsten bewertet, 
"soziale" anfangs sehr niedrig, gewinnen aber schließlich an Bedeutung und "politische 
Aspekte", die an den ersten bei den Wochenenden sehr niedrig eingeschätzt wurden , hatten 
am dritten Wochenende deutlich an Bedeutung zugenommen. "Gesundheitliche Aspekte", 
die am ersten Wochenende an zweiter Stelle standen, büßten in der Bürgermeinung deut­
lich an Relevanz ein, ähnlich wie "ökonomische". "Religiöse Aspekte" lagen von Beginn an 
niedrig. während "wissenschaftliche" auf einem hohen Niveau stabil blieben. 

Der Wandel in als relevanc erachteten Bewertungsaspckren verdeutlicht die Veränderun­
gen in der Abwägung und Aggregation praktischer Gründe und insofern die Präferenztrans­
formation auf der volitiven und nicht nur auf der kognitiven Seite. Der Umstand, dass so­
ziale und politische Aspekte im Vergleich zu ökonomischen und gesundheitlichen an 
Relevanz gewannen, lässt auf eine Politisierung des Forums schl ießen. Auch wenn "wissen­
schaftliche Aspekte" noch immer wichtig sind. hat die Bürgergruppe ofiensichtlich die 
Rhetorik der "Ethik des Heilens" durchschaut, mit der Befürworn:r der Stammzellfor­
schung in Politik und Medien das Potenzial für Heilung mit der eigentlichen Heilung ver­
wechseln. Die Information über den tacsächlichen Srand der Forschung (Grundlagenfor­
schung ohne Anwendungsmöglichkeiten in der näheren Zukunft) und die kritischen 
Stimmen von Patientenverrren:rn in der Anhörung lösten zunächst einen Wandel kogniti­
ver Einstellungen aus und veränderrcn dann die Einschärzung der praktischen Gründe. 

Betrachrct man die gesamte Gruppe und vergleichr sie mit der Kontrollgruppe. wird 
nicht nur deutlich. dass I'räf<:renzrransfonnalion tats;ichlich stattfand und ihren Ursprung 

sowohl auf der voliriven als auch auf dn kognitiven Seite hatte, sondern auch. dass Präfe-

47 Vgl. H,"uJ,ilg Hmlling/ IJilgiu üdwim. :1.:1.0. (hl. ~ I). S. 64. 
48 Vgl. eh~nlb . S. ~~. 
tj') Vgl. cbcllda , S. 2(,. 
')0 Vgl. <:benda, S. 25. 
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renzen in eine bestimmte Richtung konvergierten: Entgegen den Hoffnungen von Wissen­
schaftspolitikern wurden die Bürger den neuen Technologien embryonaJer Stammzellfor­
schung gegenüber kritischer. 51 

Insgesamt scheinen weder die Bundesragsdebatte noch die Bürgerkonferenz zum Import 
embryonaler Srammzellen perfekre Institurionalisierungen der Debatte beziehungsweise der 
Deliberation als jeweilige idealtypische Inceraktiommodi gewesen zu sein. Die parlamenta­
rische Konfiguration hat den Diskurs und die Koordination in diesem Fall anscheinend 
stärker begünstigt als die idealtypische Debatte. Die Bürgerkonferenz war, obwohl vollscän ­
dig diskursiv, weniger koordinativ als die idealtypische Deliberation . Nichtsdestoweniger 
wurden die Hypothesen über Inceraktionsmodi und Präferenzrransformation für diese zwei 
Einzelfälle bestätigt. 

5. Fazit: Politik hat mehr als einen Ort 

·theoretisches Modell und empirische Analyse unterstreichen eine zentrale Annahme in der 
Theorie deliberativer Demokratie, nämlich dass Präferenztransformation nur im Interakti­
onsmodus der Deliberation wahrscheinlich ist. Wir kommen jedoch zu dem Schluss, dass 
jenes Forum, das traditionell als die Institurionalisierung von Deliberation gilt - die Plenar­
sitzung in der parlamentarischen Demokratie - sowohl die Deliberation als dominanten 
Inceraktionsmodus (zumindest unserer Definition nach) als auch Präferenztransformation 
tendenziell unmöglich macht. Dies bedeutet aber nicht, dass Plenatdebatten keine maßgeb­
liche Rolle in der Demokratie spielen. Auch Debareen zur Erklärung von Entscheidungen 52 

dienen der Öffentlichkeitsfi.lI1ktion des Parlaments. Zudem finden im Bundestag auch an­
dere Formen kommunikativer Interaktion stare: So sind etwa Große Anfragen, Aktuelle 
Stunden oder die Erste Lesung von Gesetzentwürfen von stärkeren deliberariven Elementen 
geprägt, da sie nicht oder noch nicht dem unmireelbaten Dtuck der Mehrheitsfindung 
unterliegen. 5.l 

Die unterschiedlichen Rollen der verschiedenen Interakrionsmodi müssen daher in Enr­
scheidungsprozessen berücksichtigt werden. Angesichrs der Tarsache, dass Deliberation of­
fenkundig schwer zu institutionalisieren ist, sollten Anhänger der ddiberativen Demokra­
tietheorie und andere Forscher, die sich für das Zustandekommen politischer 
Entscheidungen interessieren, der Rolle informeller Gespräche von Bürgern über Politik 
und den Beziehungen zwischen Mediendebatten, öffentlicher Meinung und formellen Ins­
tinltionen mehr Aufmerksamkeit entgegenbringen. Nichtsdesroweniger können partizipa­
tive Verfahren zur Belebung der Demokratie beitragen und sollten keinesfalls aufgegeben 
werden. 

Ebenfalls sollte in p;lrtizipativen Experimenten :lm Ziel einer expliziten Entscheidung, 
wenn nicht sogar eines Konsenses, festgehalten und die politische Natur des Konflikts in 

den jeweiligen Foren und Verfahren anerkannt werden . Viele der bestehenden Modelle er­

schei nen nicht koordinativ genug und führen deshalb zu einer Form der Interakrion. die 

51 Vgl. Birgitt f:"rdwicn, Bürgerparti~ipatioll ab Cruppcnpro7.ess: Ergebnisse der begleitenden Evalu­
ation. in: Christo/Tannen / Peter Wiede1l11l1U' (Hrsg. ), :1.:1.0. (rn. 44) . S. 130 - 1.37. S. 1.)6. 

52 Vgl. Wolf..'(ang Z,'h. a.a.O. (Fn. 18)' S. 923. 
53 Vgl. ebcnJ:1, S. 929 f 
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dem Modus d er Diskuss ion näher steht als dem der D eliberation . Da möglicherweise ein e 

form vo n 'irad e-Off:t.wischen Koordinativität und Diskursivi6 t besteht, dürfte es sinnvoll 

se in , sich hier eher in die Richtung d es Verhandelns zu bewegen, erwa mithiHe von M odel ­

len wie der M ediarion . Dies mag bedeuten, dass auch nicht-generalisierbare G ründe und 

Inreresse n in die Kommunika tion einAicf~e n , wü rde aber die N otwendigkeit vo n Kompro­

missen zwi schen fundamentalen Werten und ul1überwindbar widersprüchlichen Interessen 

verdeutlichen . All ge meiner betrachtet sind wir der Ansicht, dass die Roll e d es Kompromis­

ses in der Politik eine positive N eubewertung verdi ent. 

In der empirischen Dcliberati onsforschung ist der systematische Vergleich verschiedener 

Modelle deliberativer Bürgerbetei ligung ein D esiderat. Ein weiterer AllSatl. könnte darin 

bestehen, Bürgerforen iil1l11ichen Autbaus, di e unrerschiedliche Konflikte behandeln , zu 

vergleichen .'i4 Vielen ex perimenrcllen Ansii.r7.en , die mit Sicherheit in sich wertvoll sind , 

fe hlt diese Art der Vari ation auf d er un abhängige n Variablen, was. dazu fü hr! , dass ei n er­

hebli ches Erkenl1tni spotenzial unausgeschöpft bl eibt. 

54 Ein akruellcr Au fsatz von G lro / )III Iv/. Hendrik .. / jO!IJ/ [)'JU,ek / ('j,ri.llifl ll Hlli/olci enrwickelt in 
diese r Richtung einen ilHcrcssa nren A nsatz; dies., 'Ji.trnin g up rh e I-k a t. l'a rri sa nsh il' in Dclihcra­
tive Innova tio n, in: l'o liti cal St udics, 55. Jg. (2 00<)), H. 2, S. 3 (,2 - :38 .'3. In Clautlill l.{[nd/U(~hr, 
a, a.O. ( rn. 14), w ird di e hier dargestelltc Untnscheidullg idealtypischer Inrerakri o nsmodi mi t 
ihrer jeweili ge n In sriw tionalis icrun g in e inem imcrna ti o nalc ll Vergle ich von Gremien , die übcr 
die Verteilung vo n C esLLndh citsgüte rn e lllsch eiden, angcwandt. 
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